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A. Begründung 

I. Planungsgegenstand und Entwicklung der Planungsüberlegungen 

1. Veranlassung und Erforderlichkeit der Planung 

Der in Lichterfelde West bestehende fortwährende Veränderungsdruck führt ohne steuernde 
Maßnahmen zu einer weiteren Beeinträchtigung der ursprünglichen Bebauungsstrukturen. 

Das geltende Planungsrecht (Baunutzungsplan (BNP) in Verbindung mit der Bauordnung für 
Berlin vom 21.11.1958 (BauO Bln 58) und den förmlich festgestellten Fluchtlinien), das das 
ursprüngliche Planungsziel der Schaffung einer geschlossenen Blockrandbebauung mit 
durchgrünten und unbebauten Blockinnenbereichen (Baustufe II/3, geschlossene Bauweise) 
bei gleichzeitiger Heraufzonung der Dichte umsetzte, bietet aufgrund der abweichenden 
städtebaulichen Struktur (offene Bauweise) keine ausreichenden Steuerungsmöglichkeiten, 
den seit ca. 1960 anhaltenden Veränderungen des Gebietscharakters von Lichterfelde West 
Einhalt zu gebieten und somit auch keine Gewähr, die ortsbildprägende offene Bebauungs-
struktur zu bewahren. 

Da zu befürchten ist, dass die bis jetzt eingetretenen, die Siedlungsstruktur berührenden 
Entwicklungen nicht ohne präjudizierende Wirkung auf die Zulässigkeitsbeurteilungen von 
Vorhaben bleiben, können nur weitergehende qualifizierte Festsetzungen in einem Bebau-
ungsplan die notwendige Sicherung der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung gewähr-
leisten. 

Zu den künftig nicht mehr zulässigen wesentlichen Veränderungen des Gebietscharakters 
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes gehören: 

 die Zersiedelung der rückwärtigen Grundstücksbereiche sowie 

 die Beeinträchtigung der ortsüblichen Freiflächenstruktur durch Zunahme bauli-
cher Nebenanlagen (Garagen, Stellplatzanlagen mit den dafür notwendigen Zu- 
und Abfahrten) und Verdrängung von gärtnerisch angelegten Grünflächen. 

Dies heißt jedoch nicht, dass Entwicklungsmöglichkeiten ausgeschlossen werden. Durch die 
Festsetzung einer Bebauungstiefe von 20,0 m sind bauliche Erweiterungen des Bestandes 
im Rahmen der zulässigen Grundfläche möglich. 

Daher ist hier ein regelndes Bebauungsplanverfahren notwendig, das in erster Linie die Zahl 
der Vollgeschosse, die überbaubaren Grundstücksflächen (Maß der baulichen Nutzung) und 
die Bauweise festsetzen soll. Die Art der Nutzung wird ausdrücklich nicht neu geregelt und 
bleibt in Form eines allgemeinen Wohngebietes laut Baunutzungsplan durch seine Festset-
zungen erhalten. 

Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes schaffen Beurteilungskriterien für die 
vorhandene und zukünftige Bebauung in diesem Bereich, die allgemein verbindlich und für 
jedermann nachvollziehbar sind sowie das laufende Verwaltungshandeln verdeutlichen. 

2. Beschreibung des Plangebietes 

2.1. Lagebeschreibung, Bestand, Ausgangssituation 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst sieben Baublöcke im Bezirk Steglitz-
Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde West, die von den im Titel benannten Straßen außen um-
grenzt werden. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Blöcke: 

 Block 056: Gardeschützenweg / Tietzenweg / Viktoriastraße, 

 Block 057: Manteuffelstraße / Moltkestraße / Augustastraße / Augustaplatz, 
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 Block 062: Viktoriastraße / Sophienstraße / Kyllmannstraße, 

 Block 063: Viktoriastraße / Augustaplatz / Augustastraße / Tietzenweg, 

 Block 065: Augustastraße / Moltkestraße / Holbeinstraße / Memlingstraße / Au-
gustaplatz, 

 Block 076: Sophienstraße / Tietzenweg / Augustastraße / Kyllmannstraße, 

 Block 078: Augustastraße / Augustaplatz / Memlingstraße / Holbeinstraße / Tietzen-
weg. 

Es handelt sich hier ausschließlich um Wohnungsbaugrundstücke, die durch öffentliche Ver-
kehrsflächen erschlossen werden. Im Bebauungsplanbereich überwiegt die I- bis III-
geschossige offene Bebauung mit Dachausbau. 

Als Grundlage der Planung wurde im Februar 2003 eine Vor-Ort-Begehung durchgeführt um 
den vorhandenen Bestand zu erfassen. Diese Bestandsaufnahme wurde durch eine zweite 
Begehung im März 2011 überprüft und ergänzt, um Ausgangssituation und Planungsziele 
entsprechend abzugleichen. Im Ergebnis des Vergleichs der beiden zeitlich versetzten Be-
gehungen zeigen sich einige wenige geringfügige Veränderungen im Bestand. So wurden 
vereinzelt Dachgeschosse ausgebaut, ein Grundstück geteilt und ein Grundstück erstmalig 
bebaut sowie ein Weiteres neu bebaut. 

2.2. Städtebauliche Entwicklung 

Im Jahr 1865 erwarb der Bauunternehmer Carstenn die zwischen zwei Bahnlinien gelege-
nen Rittergüter Lichterfelde und Giesensdorf. Zunächst ließ er Straßen anlegen und pflas-
tern. Den Anfang machten 1868 die Drake- und die Mühlenstraße, wo auch die ersten Villen 
errichtet wurden. Danach folgten Bahnhofs- und Wilhelmstraße. Lichterfelde wurde mit Stra-
ßenbeleuchtung, Gasanstalt, Kanalisation und Wasserwerk ausgestattet, wobei letztere er-
weitert wurden, um die Kadettenanstalt zu versorgen. An den beiden Bahnstationen „Lichter-
felde-West“ und „Lichterfelde-Ost“ entwickelten sich Geschäftszentren, die die Anziehungs-
kraft der Vorstadt verbesserten. Die Einwohnerzahl von Groß-Lichterfelde wuchs von 4.019 
im Jahr 1880 auf 42.510 im Jahr 1910. 

Während die Gärten, Bäume und öffentlichen Parks dazu beitrugen, das „Wohnen im Grü-
nen“ zu bestimmen, vermittelten die Straßen und Plätze ein eher „städtisches“ Vorstadtge-
fühl. Es gab im Grundbuch verankerte Bauvorschriften, die den Käufern der Parzellen aufer-
legt wurden. Die Häuser sollten als Landhäuser oder Villen mit nicht mehr als 2 Stockwerken 
ausgeführt werden, einen bestimmten Abstand zum Nachbargrundstück haben, 10,0 – 24,0 
Meter von der Straße entfernt stehen, und vor dem Haus musste ein Ziergarten angelegt 
werden. Diese Vorgärten bildeten eine Übergangszone zwischen dem öffentlichen Raum 
des Bürgersteigs und dem privaten Raum von Haus und Garten1.  

Die Häuser wurden meist freistehend oder als Doppelhaus verbunden mit höchstens zwei 
übereinander liegenden Geschossen ausgeführt. Das Keller- bzw. Sockelgeschoss ragt weit 
über den Erdboden hinaus, so dass es zum Wohnen für Bedienstete geeignet war. Ebenso 
ist das Dachgeschoss für Wohnzwecke ausgebaut gewesen.  

Für die Gestaltung der Gebäude gab es keine Vorschriften. Dies erklärt die Fülle der ver-
schiedenen, in Lichterfelde West anzutreffenden Baustile: neo-romanisch, neo-barock, grie-
chisch, römisch, englisch. Die Grundrisse weisen selten ein geradliniges Quadrat oder 
Rechteck auf. Vielmehr sind die Außenwände durch Vorbauten oder nur wenig vorspringen-
de Bauteile, die nach oben in Türme oder reich verzierte Giebel übergehen, gegliedert. Gie-
belschmuck und Erker und italienische Loggien waren typische Elemente der Zeit. Fenster 
und Türen sind dekoriert, Schmuckbänder ziehen sich vielfältig ornamentiert zwischen den 
Stockwerken hin. Vorspringende Balkone sind von Säulen gestützt. Es gibt Jugendstil- und 
Empireembleme auf glatten Mauerflächen2. 

                                                

1 vgl. Reinhold, Erika / Bannier, Ingeborg / Ilgner, Lukas / Lichterfelde, Berlin 1996, S. 31 ff. 
2 vgl. Reinhold, Erika / Bannier, Ingeborg / Ilgner, Lukas / Lichterfelde, Berlin 1996, S. 65 ff. 
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Durch die Bauordnungen von 1885 wurden die Bestimmungen der ersten Bebauungspläne 
in Lichterfelde-Ost und -West, vor allem die Gebäudehöhen und Vorgärten, für längere Zeit 
gesichert.3  

Die Vorortplanungen von Carstenn sind „spielerisch-formal um geometrische Figuren herum 
geplant. Es sind selbständige Orte, mit der Großstadt durch die Eisenbahn verbunden: Orte 
mit eigener Verwaltung, mit Kirchen, Schulen, Läden für den täglichen Bedarf (an den Stra-
ßenecken und im „Bazar“ am Bahnhof)“4 sowie Parkanlagen. Entlang des Parks, wo heute 
der Teltowkanal verläuft, entstanden Freizeitanlagen: ein Gemeindepark, eine Schwimman-
stalt, eine Promenade. Viele kleinere Plätze, darunter der Augustaplatz und der Johannes-
kirchplatz waren ursprünglich als Gartenplätze gedacht. Innerhalb der Gesamtkonzeption 
bildeten sich drei auffällige Knotenpunkte heraus: der Marienplatz, die Kadettenanstalt und 
der Oberhofer Platz, letzterer Zentrum einer U-förmigen Anlage, ähnlich der von Friedenau. 

Als Nachfolger der ersten Bauvereine setzte die 1883 gegründete „Terraingesellschaft Groß-
Lichterfelde“ die Entwicklung von Parzellen fort. Um 1895 wurde eine weitere, etwas vor-
nehmere Wohngegend in der Nähe der Kadettenanstalt (Karlstraße, Bellevuestraße, Ring-
straße) mit größeren Landhäusern, z. T. nach englischen Vorbildern, bebaut. Dabei wurde 
auch der Bau einer gewissen Anzahl von Miethäusern genehmigt5.  

Der Bereich Lichterfelde West (Bestandteil der als Vorort geplanten Villen- und Landhaus-
siedlung „Groß-Lichterfelde“) wurde in dieser Zeit als „Gebiet landhausmäßiger Bebauung“ 
- im Sinne der Baupolizeiverordnung von 1892/94 - festgesetzt. Nach dem 1. Weltkrieg wur-
de der Bereich als Wohngebiet der Bauklasse II und der offenen Bauweise bestätigt und 
gemäß den Festsetzungen im Bauzonen- bzw. Bauklassenplan fortgeführt. Nach dem 2. 
Weltkrieg änderte der BNP von 1958/60 den planerischen Umgang mit dem Bereich auf ent-
scheidende Weise. Die Einstufung in Baustufe II/3 und die Einführung der geschlossenen 
Bauweise führten zu einer baulichen Entwicklung, die heute nur partiell und mit erheblichem 
Aufwand korrigiert werden kann. 

Die städtebauliche Maxime der 60er bis 80er Jahre, beeinflusst durch die politische Situation 
Berlins (Mauerbau) hieß: Verdichten der vorhandenen Grundstücke. Eine Alternative bot 
sich nicht.  

Bedingt durch die Wiedervereinigung Deutschlands und die Öffnung Berlins war die über-
triebene Verdichtung der Baugrundstücke städtebaulich nicht mehr tragbar. Eine offene Be-
bauung sowie der Erhalt von zusammenhängenden Grünflächen hatten seither Vorrang in 
den durch Villen, Landhäusern und Gärten geprägten Bereichen des Bezirks. Eine behutsa-
me städtebauliche Entwicklung der Grundstücke unter Freihaltung der Blockinnenbereiche 
ist heute in einigen Bereichen noch möglich.  

2.3. Eigentumsverhältnisse und derzeitige Nutzung 

Die Grundstücke im Geltungsbereich sind im privaten Eigentum und zu Wohnzwecken ge-
nutzt mit vereinzelter gewerblicher Nutzung wie Büros, Arztpraxen, einem Institut für Zielfor-
schung aus dem Dienstleitungsbereich. Darüber hinaus sind im Gebiet ein Wein und Ge-
tränke Abholmarkt, ein Jalousien-Rollläden-Markisen-Betrieb, ein Trockenbau-Betrieb und 
eine Gaststätte mit Biergarten ansässig. Die Firma Neiss Sicherheitstechnik hat ihren Sitz im 
Bürogebäude in dem Gardeschützenweg Ecke Viktoriastraße. 

Bedingt durch diese Eigentumsverhältnisse können Maßnahmen zur Sicherung der verbind-
lichen Bauleitplanung nach § 14 Baugesetzbuch BauGB (Veränderungssperre) bzw. § 15 
BauGB (Zurückstellung von Baugesuchen) erforderlich werden, wenn Vorhaben beantragt 
werden, die den Zielen des Bebauungsplans entgegenstehen. 

                                                

3 vgl. Rogier, Francesca: Die Figur Carstenn. In: Bezirksamt Steglitz von Berlin (Hrsg.): Die Figur Carstenn. Stadt-

gründer aus Leidenschaft. Ausstellungskatalog, Berlin 1996, S. 21 
4 Posener, Julius: 1888-1918 – Die Zeit Wilhelms des Zweiten. In: Kleihues, J-P. (Hrsg.): Architektur und Städtebau 

in Berlin, Berlin 1987, S. 127-129 
5 vgl. Rogier, Francesca: Die Figur Carstenn. In: Bezirksamt Steglitz von Berlin (Hrsg.): Die Figur Carstenn. Stadt-

gründer aus Leidenschaft. Ausstellungskatalog, Berlin 1996, S. 5- 42 
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2.4. Geltendes Planungsrecht 

Baunutzungsplan  

Der heute als Bebauungsplan weiter geltende BNP in der Fassung vom 28. Dezember 1960, 
in Verbindung mit den städtebaulichen Vorschriften der BauO Bln 58 und den förmlich fest-
gestellten Straßen- und Baufluchtlinien weist das Gebiet als Allgemeines Wohngebiet mit der 
Baustufe II/3 aus (Zahl der Vollgeschosse Z=2; Grundflächenzahl GRZ 0,3; GFZ 0,6; Be-
bauungstiefe 13,0 m). In der Baustufe II/3 gilt die geschlossene Bauweise. 

Straßen- und Baufluchtlinien 

Die Flächen sind durch Fluchtlinienpläne mit förmlich festgestellten Straßen- und Bauflucht-
linien vom 15. Januar 1901 qualifiziert. 

Erhaltungsgebiet 

Bis auf die Grundstücke Gardeschützenweg 103 – 113, Tietzenweg 30 und Viktoriastraße 
16, 17 im Block 057 liegend sowie das Grundstück Viktoriastraße 1, 1 A im Block 062 ist der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans von der Verordnung über die Erhaltung baulicher An-
lagen und der städtebaulichen Eigenart (ErhVO) des Gebietes „Lichterfelde West“ nach § 
172 Abs. 1, Satz 1, Nr. 1 BauGB erfasst. Diese Verordnung dient dazu die historisch ge-
wachsene Villenstruktur (Einzelhausbebauung, das historische Straßensystem, Frei- und 
Grünflächen, Schmuckplätze, Gärten mit altem Baumbestand). Die Verordnung ist im Ge-
setz- und Verordnungsblatt (GVBl.) Nr. 49, S. 255-257 vom 19. November 1991 veröffent-
licht. 

2.5. Erschließung 

Die Erschließung des Gebietes erfolgt über die Siedlungsstraßen Gardeschützenweg, 
Tietzenweg, Viktoriastraße, Kyllmannstraße, Sophienstraße, Augustastraße, Memlingstraße, 
Holbeinstraße, Moltkestraße und Manteuffelstraße. 

Eine Anbindung an das Netz des Öffentlichen Personen Nahverkehrs (ÖPNV) besteht direkt 
mit der Buslinie 283 (Appenzeller Straße – Drakestraße – Ringstraße – S-Bahn Marienfelde / 
Daimler Straße / Culemeyerstraße). Etwas außerhalb des Geltungsbereiches liegend aber 
zu Fuß zu erreichen, sind die Buslinien X 11 (U-Bahn Dahlem Dorf – Drakestraße – S-Bahn 
Schöneweide), 111 (Dahlem Am Waldfriedhof – Drakestraße – U-Bahn Alt Mariendorf), 185 
([U-Bahn Wittenbergplatz] S- und U-Bahn Rathaus Steglitz – Augustastraße / Hindenburg-
damm – S-Bahn Lichterfelde Süd), 280 (S- und U-Bahn Rathaus Steglitz – Manteuffelstraße 

/ Hindenburgdamm – S-Bahn Lichterfelde Süd) und 285 (S- und U-Bahn Rathaus Steglitz  
Augustastraße / Hindenburgdamm – Zehlendorf Andréezeile) sowie die S-Bahnhöfe Lichter-
felde West oder Botanischer Garten (S 1 Wannsee bis Oranienburg). 

2.6. Denkmalschutz 

Im Geltungsbereich befinden sich mehrere Denkmalbereiche (Ensembles) sowie Einzel-
denkmale gemäß § 2 Denkmalschutzgesetz Berlin (DSchG Bln) vom 8.7.2010 (GVBl. S. 
396) in der zuletzt geänderten Fassung, die im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen 
werden. Die Denkmalbereiche werden in der Berliner Denkmalliste (Arbeitsstand 
12.09.2013), die vom Landesdenkmalamt geführt wird, eingetragen: 
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Abbildung 1: Ausschnitt der Denkmalkarte Berlin; FIS-Broker 

Ensembles: 

09065677  

Augustaplatz 2, 3, 5 Platzanlage, Villen und Mietshäuser  

Augustastraße 12, 28-30  

Baudenkmale siehe: Augustastraße 30  

Gartendenkmal siehe: Augustaplatz  

Weitere Bestandteile des Ensembles:  

09065678 - Augustaplatz 2, Mietshaus, 1895-96 von Karl August Dehmel und Friedrich Si-
mon  

09065679 - Augustaplatz 3 / Augustastraße 12, Mietshaus, 1896-97 von Louis Deumig  

09065680 - Augustaplatz 5, Wohnhaus, 1891-92 von Friedrich Schirmer  

09065684 - Augustastraße 28, Mietshaus, 1895 von Friedrich Simon  

09065685 - Augustastraße 28A, Mietshaus, 1897-98 von Friedrich Simon und August Deh-
mel  

09075170 - Augustastraße 28B, Wohnhaus, 1898 von F. Munzenberger  

09065686 - Augustastraße 29, Wohnhaus, 1891-92 von August Höhne  

(STE-ZEH/LIFEL-E) 

09065979  

Moltkestraße 22A-23, Wohn- und Mietshäuser  

Augustastraße 32  

Holbeinstraße 39B  

Baudenkmal siehe: Moltkestraße 23  

Weitere Bestandteile des Ensembles:  

09065873 - Holbeinstraße 39B, Mietshaus, um 1898  

09065981 - Moltkestraße 22A / Augustastraße 32, Mietshaus, 1899 von August Hausherr  

(STE-ZEH/LIFEL-E) 
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09066103  

Sophienstraße 2, 7-8, Wohn- und Mietshäuser  

Viktoriastraße 3-5  

Baudenkmal siehe: Viktoriastraße 5  

Bestandteile des Ensembles:  

09066104 - Sophienstraße 2, Wohnhaus, 1887-88 von Max Nagel  

09066105 - Sophienstraße 7, Wohnhaus, 1888 von Adolf Schulz  

09066106 - Sophienstraße 8, Mietshaus, 1887 von E. Eichelkraut  

09066107 - Viktoriastraße 3, Wohnhaus, 1890-92 von Ludwig Eichelkraut  

09066108 - Viktoriastraße 4, Wohnhaus, 1887-88 von Max Nagel  

09066109 - Viktoriastraße 4A, Wohnhaus, 1899 von Friedrich Schirmer  

(STE-ZEH/LIFEL-E) 

Baudenkmale: 

09065687  

Augustastraße 30, Wohnhaus, 1902 von Georg Böhme (siehe Ensemble Augustaplatz 2...)  

(STE-ZEH/LIFEL-D) 

09065964  

Manteuffelstraße 1, Wohnhaus, 1892-93 von Gebrüder Schmidt  

(STE-ZEH/LIFEL-D) 

09065982  

Moltkestraße 23, Mietshaus, 1897-98 von August Hausherr, Fassade von Kilian (siehe En-
semble Moltkestraße 22A-23)  

(STE-ZEH/LIFEL-D) 

09066110  

Viktoriastraße 5, Mietshaus, 1895-97 von Friedrich Mating (siehe Ensemble Sophienstraße 
2…)  

(STE-ZEH/LIFEL-D) 

3. Planerische Ausgangssituation 

3.1. Ziele und Grundsätze der Raumordnung (LEPro, LEP B-B, LEP FS, FNP) 

Mit dem Schreiben vom 31.07.2008 äußerte sich die Gemeinsame Landesplanungsabteilung 
mit Verweis auf das Schreiben vom 19.08.2003 erneut, wie folgt, über die Ziele, Grundsätze 
und sonstige Erfordernisse der Raumordnung.  

„Mit der vorgelegten Planung wird dem Grundsatz aus § 4 Abs. 1 LEPro 2007 (Bewahrung 
und Entwicklung der Kulturlandschaften) entsprochen. Des Weiteren liegen nunmehr durch 
den Entwurf des Landesentwicklungsplans Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 21.08.2007 
auch in Aufstellung befindliche Ziele als sonstige Erfordernisse der Raumordnung vor. Die 
Festlegungskarte 1 zum Entwurf LEP B-B stellt den Geltungsbereich des B-Plans als Gestal-
tungsraum Siedlung dar. Derzeit sind keine Festlegungen vorgesehen, die der vorgelegten 
Planung entgegenstehen würden. Bis zum Inkrafttreten des LEP B-B bleiben die Ziele aus 
dem LEP e.V. verbindlich. Weitere originäre Aufgaben der GL für die Trägerbeteiligung auf-
grund fachgesetzlicher Regelungen liegen nicht vor.“ 
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Inzwischen ist der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 31. März 
2009 (GVBl. S. 182) in Kraft getreten.  

3.2. Flächennutzungsplan  

Der Flächennutzungsplan von Berlin (FNP) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 5. 
Januar 2015 (ABl. S. 31), zuletzt geändert am 9. Juni 2016 (ABl. S. 1362) stellt den Bereich 
als Wohnbaufläche W3 mit einer mittleren bauflächenbezogenen Geschossflächenzahl –
GFZ– bis zu 0,8 (überwiegend verdichtete einfamilienhausähnliche Wohnformen, Stadtvillen, 
Reihenhäuser, Hausgruppen; zwei bis drei Geschosse) dar. 

Die vorgesehene Planung steht in Einklang mit den Vorgaben des FNP. 

Die Umweltaspekte des FNP werden im Umweltbericht dargelegt. 

 

Abbildung 2: Flächennutzungsplan 2015; FIS-Broker 

3.3. Landschaftsprogramm (LaPro) und Landschaftspläne 

Die Aspekte des Landschaftsprogramms werden im Umweltbericht berücksichtigt. 

3.4. Stadtentwicklungsplanungen 

Bei dem Stadtentwicklungsplan Ver- und Entsorgung werden Aussagen zu Abwasser, Elekt-
roenergie, Gasleitungen sowie Regenwasser und Wasserversorgungen berücksichtigt.  

Bezüglich des Teilplans Abwassers ist in der Moltkestraße ein Schmutzwasserkanal, in der 
Holbeinstraße eine Abwasserdruckleitung und in dem Tietzenweg eine Klarwasserdrucklei-
tung im Bestand dargestellt.  

Laut dem Teilplan Regenwasser beginnt im Plangebiet in den Straßen Gardeschützenweg 
(oberhalb vom Block 56) westlich verlaufend und Tietzenweg (Höhe Sophienstraße) südlich 
verlaufend je ein Regenwasserkanal.  

Auf dem Teilplan zur Elektroenergie werden in dem Plangebiet keine elektrischen Hoch-
spannungsleitungen angezeigt.  

Im Teilplan Fernwärme ist ersichtlich, dass das Plangebiet nicht durch Fernwärme erschlos-
sen ist. Die nördlich angrenzende Fläche vom Bund ist durch die Firma Vattenfall erschlos-
sen. Es verläuft eine Fernwärmeleitung direkt in das Gebiet.  

Das Plangebiet ist laut Teilplan Gasversorgung ein mit Niederdruck-Gas versorgtes Gebiet. 
Für den überwiegenden Teil des Plangebiets werden keine Aussagen getroffen. Entlang der 
nördlich gelegenen Bahnstrecke verläuft eine Gasmitteldruckleitung.  
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Am 29. März 2011 hat der Berliner Senat den neuen Stadtentwicklungsplan Verkehr be-
schlossen. In den Karten zum übergeordneten Straßennetz ist die Straße Gardeschützen-
weg als örtliche Straßenverbindung (Stufe III) dargestellt (Stand Dezember 2013).  

Das Plangebiet befindet sich nicht im Bereich eines im Stadtentwicklungsplan Zentren 3 
(StEP) Zentren 3 definierten Zentralen Versorgungsbereichs. Dieser liegt nordwestlich in 
Drakestraße (Lichterfelde West). 

Mit dem Stadtentwicklungsplan Klima vom 23. Mai 2011 beschloss der Senat von Berlin ei-
nen räumlichen Orientierungsrahmen für die gesamtstädtische Planung zur Anpassung an 
den Klimawandel. Ziel ist es zum einen, die Stadt an den Klimawandel anzupassen, und 
zum anderen, einen wirksamen Klimaschutz voranzubringen und die von den Menschen zu 
verantwortenden CO2-Emissionen zu reduzieren. 

Der StEP Klima definiert in mehreren Handlungsfeldern eine abgestufte, räumlich differen-
zierte Kulisse für den Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel in Berlin unter 
den Aspekten: 

 Bioklima im Siedlungsraum, 

 Grün- und Freiflächen, 

 Gewässerqualität und Starkregen und 

 Klimaschutz. 

Das Plangebiet ist Teil des Maßnahmenplans „Gewässerqualität und Starkregen“. Es wird 
aufgrund seines vorrangigen Handlungsbedarfs im Hinblick auf die Gewässerqualität im prio-
ritären Handlungsraum „Trennsystem“ verortet. Darüber hinaus kennzeichnet der Maßnah-
menplan „Gewässerqualität und Starkregen“ das Plangebiet als Bereich, in dem dezentrale 
Regenwasserbewirtschaftung auszuweiten ist. Die Analysekarte „Gewässerqualität und 
Starkregen“ mit dem Schwerpunkt „Aktuelle Situation der Gewässer und Abwasserkanalisa-
tion“ zeigt in dem Plangebiet „Trennkanalisation (Schmutz- und Regenwasserkanalisation)“. 
Die Analysekarte „Gewässerqualität und Starkregen“ mit dem Schwerpunkt „Aktueller Anteil 
der Flächenversiegelung“ zeigt in dem Plangebiet einen Anteil an der Blockfläche von bis 
10 %, > 10 % bis 20 % sowie vereinzelt von > 20 % bis 30 %. 

Der Maßnahmenplan „Grün- und Freiflächen“ weist das Plangebiet sowie die umliegenden 
Bereiche als übrige Siedlungsräume aus. Die Analysekarte „Grün- und Freiflächen“ stellt das 
Gebiet als „potenziell empfindlich gegenüber Niederschlagsrückgang im Sommer“ mit Stadt-
bäumen im Siedlungsraum dar. Die Analysekarte „Klimaschutz“ (ergänzende Information zu 
Grün- und Freiflächen) zeigt die „Relevanz als natürlichen Kohlenstoffspeicher“. In dem Gel-
tungsbereich des 6-9 B zeigt die Karte nur Gebäudebestand / FNP-Potenzialflächen.  

Die Stadtentwicklungspläne haben auf den vorliegenden Bebauungsplan keine Auswirkun-
gen, da die Art der Nutzung weiterhin nach dem BNP rechtsverbindlich bestehen bleibt. 

3.5. Sonstige vom Senat beschlossene städtebauliche Planungen 

Da Verkehr der Hauptverursacher von Lärm ist, soll mit der Umsetzung und Entwicklung von 
Lärmminderungsplänen (Lärmminderungsplanung für Berlin, Senatsverwaltung für Gesund-
heit, Umwelt und Verbraucherschutz, Berlin, Mai 2008) diese hohe Umweltbelastung ver-
mindert werden. Es sollen durch die Lärmminderungsplanung vertiefend kurz-, mittel- und 
langfristige Maßnahmen zur Reduzierung der Belastung ausgearbeitet werden. Bei der Pla-
nung von mittel- bis langfristigen Maßnahmeoptionen sind noch umfangreiche Prüfbedarfe 
vorhanden. Daher werden konkrete mittel- und langfristige Maßnahmeoptionen vom derzei-
tigen Stand der Lärmminderungsplanung noch nicht dargestellt. 

Am 6. Januar 2015 hat der Senat von Berlin den Lärmaktionsplan Berlin 2013-2018 be-
schlossen. In diesem Zusammenhang sind auch die strategischen Lärmkarten (Ausgabe 
2013) aktualisiert worden. Das vorliegende Plangebiet liegt außerhalb der in der Lärmakti-
onsplanung konkretisierend dargestellten 12 Konzeptgebiete und ist nicht Teil der acht 
ausgewählten Konzeptstrecken. Es sind daher – mangels konkreter Maßnahmenvorschläge 
– die rahmensetzend für die gesamtstädtische Ebene genannten Lärmminderungsstrategien 
zu beachten. Hier ist u. a. der in § 50 BImSchG genannte „Trennungsgrundsatz“ zu nennen: 
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Hiernach sind Flächen (z. B. Wohnen und Verkehr) so einander zuzuordnen, dass schädli-
che Umwelteinwirkungen (z. B. Schallbelästigungen) so weit wie möglich vermieden werden. 
Als Beispiel für lärmrobuste Bebauung wird die Schaffung von ruhigen, schallabgewandten 
Bereichen genannt. 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Vorranggebiets Luftreinhaltung. Durch die Planung wer-
den keine wesentlich über den Bestand hinausgehenden Emissionsquellen ermöglicht. 
Vielmehr ist langfristig durch schärfere Umweltschutzbestimmungen mit geringeren Emissio-
nen zu rechnen. Die Hauptemissionsquelle im Bereich des Untersuchungsgebiets ist der 
Straßenverkehr. Potenziell schädigende Emissionen werden durch die Kraftfahrzeuge verur-
sacht; störende und belästigende Sekundäremissionen entstehen durch die verkehrsbeding-
te Staubaufwirbelung und die Verwirbelung durch Wind auf versiegelten Flächen. Als Leit-
substanzen für diese Immissionen gelten Stickstoffdioxid und Staub einschließlich Ruß. Die 
Prognose des Luftreinhalteplans 2011-2017 (Karte 03.11.3, Ausgabe 2012) beinhaltet Sze-
narienrechnungen zur Wirkungsbeurteilung ausgewählter Maßnahmen auf die Luftqualität im 
Straßenraum. 

3.6. Sonstige vom Bezirk beschlossene städtebauliche Planungen 

Räumliche Bereichsentwicklungsplanung –BEP– 

Die Bereichsentwicklungsplanung der Bezirke konkretisiert die planerischen Grundzüge des 
Flächennutzungsplanes. Der Arbeitsbericht „Räumliche Bereichsentwicklungsplanung 
(BEP)“ für die Mittelbereiche Steglitz 2+3 (Stand Juni 1987) ist der letzte zu diesem Thema 
erarbeitete Bericht im Bezirk. Hier galt es eine zusammenfassende Darstellung des Bestan-
des, der Probleme, Defizite und Veränderungen zu präsentieren. 

Das Planungsgebiet liegt im Bereich der vorrangigen Erhaltung der Nutzungs- und Bebau-
ungsstruktur. Davon nicht erfasst ist die Hälfte des nordwestlichen Teils des Blockes 057, 
zum Gardeschützenweg hin gelegen, und die Spitze des Blockes 062 vom Grundstück Vik-
toria- Ecke Kyllmannstraße. 

Die BEP wurde im Bezirk nicht beschlossen. Vielmehr wurden nur konkrete Entwicklungs-
strategien zu speziellen Themen erarbeitet, wie z. B. das Zentrenkonzept Steglitz-Zehlendorf 
und die oben genannten gesamtstädtischen Stadtentwicklungspläne StEP Industrie und 
Gewerbe, StEP Zentren 3, StEP Ver- und Entsorgung sowie StEP Verkehr.  

3.7. angrenzende Bebauungspläne 

Der Geltungsbereich des B-Plans 6 – 9 B grenzt an keinen anderen Bebauungsplan.  

4. Entwicklung der Planungsüberlegung 

Für Teilbereiche des sogenannten „Carstenn-Viertels“ in Lichterfelde West sollen Bebau-
ungspläne zur Änderung und Ergänzung bestehender planungsrechtlicher Festsetzungen 
aufgestellt werden. 

Anlass war zum einen die Notwendigkeit, mit dem vorhandenen Ortsbild nicht zu vereinba-
rende Verdichtungs- und Teilungsabsichten in weitgehend intakten und charakteristischen 
Siedlungsbereichen zu verhindern, gefolgt von der Erkenntnis, dass die bestehenden pla-
nungsrechtlichen Regelungen nicht ausreichen, eine geordnete städtebauliche Entwicklung 
zu gewährleisten. Zum anderen soll jedoch die Bebauungstiefe großzügig bemessen wer-
den, um eine neuzeitlichen Wohnbedürfnissen entsprechende Entwicklungsperspektive für 
die Bestandsgebäude zu eröffnen. Bauliche Ergänzungen sind im Rahmen der geplanten 
GRZ weiterhin möglich. 

Bereits 1982 hatte das Bezirksamt Steglitz einen großflächigen generellen Bebauungsplan 
für Lichterfelde West mit dem Ziel einer geordneten baulichen Entwicklung eingeleitet (XII – 
B 1). Dieses Bebauungsplanverfahren sollte einerseits die offene Bauweise wieder einfüh-
ren, andererseits der Ablösung der städtebaulichen Vorschriften der BauO Bln 58 durch Um-
stellung auf die Vorschriften der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 die Er-
haltung der städtebaulichen Eigenart des Gebietes sichern. 
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Die Inhalte des Bebauungsplans waren vielen Anwohnern des Gebietes nicht ausreichend. 
Sie protestierten gegen den Bebauungsplan, gründeten eine Bürgerinitiative („Schwarze Ro-
se“) und mahnten zu den geplanten Festsetzungen zusätzlich eine hintere Baugrenze an, 
um eine weitere Hinterlandbebauung auszuschließen, so wie in den Bezirken Wilmersdorf 
und Zehlendorf bei entsprechenden Bebauungsplänen. Unzählige Schreiben, Gespräche 
und Änderungsvarianten ließen das Bebauungsplanverfahren oft stagnieren. Zwischenzeit-
lich entwickelte sich die Bautätigkeit immer weiter und die versiegelten Flächen im Blockin-
nenbereich nahmen dramatisch zu. Weder die Verordnung über den geschützten Baube-
reich Lichterfelde-West vom 22.09.1978, seit dem 06.05.2000 außer Kraft getreten, noch die 
Erhaltungsverordnung (siehe Punkt 2.4 Geltendes Planungsrecht), konnten ausreichenden 
Schutz vor einer weiteren Beeinträchtigung der ursprünglichen und gebietstypischen Bebau-
ungsstruktur bieten. 

Zudem bestätigte das Berliner Oberverwaltungsgericht in mehreren Urteilen die Funktionslo-
sigkeit der geschlossenen Bauweise für Baubereiche in Lichterfelde. Somit sind die Festset-
zungen betreffend die überbaubaren Grundstücksflächen wirkungslos geworden. Hier hat 
der BNP seine Qualifikation im Sinne des § 30 Bundesbaugesetz (BBauG) verloren. Vorha-
ben sind daher nach § 34 Abs. 1 BBauG zu beurteilen. (Bundesbaugesetz BBauG = altes 
Recht, Baugesetzbuch BauGB = heutiges Recht) 

Eine Bebauung, insbesondere die Hinterlandbebauung, musste somit im Bezug auf die 
überbaubaren Grundstücksflächen und das Nutzungsmaß nach § 34 BauGB (Einfügungs-
gebot) beurteilt werden. Dieses Beurteilungskriterium reichte nicht in jedem Fall aus, um wei-
tere Bebauungen im Hinterland auszuschließen. Die gewünschte städtebauliche Erhaltung 
des Gebietes konnte nicht erreicht werden. 

1999 wurde das Bebauungsplanverfahren XII – B 1 wegen der nunmehr möglichen Beurtei-
lung nach § 34 BauGB, der fortgeschrittenen Bautätigkeit im Bebauungsplangebiet (ca. 210 
ha, 65 Baublöcke) und der langen Laufzeit (seit 1982) eingestellt. 

Vor diesem Hintergrund hat der Fachbereich Stadtplanung im März 2001 eine siedlungsty-
pologische Strukturuntersuchung aller 90 Blöcke in Lichterfelde West vorgenommen und 
diese in mehrere Kategorien eingeordnet. Im Ergebnis mussten 40 Blöcke als städtebaulich 
„ungeordnet“ eingestuft werden, d. h. hier hat die Entwicklung der letzten Jahre bereits einen 
Stand erreicht, bei dem eine planungsrechtliche Lenkung über das geltende Recht hinaus 
nicht mehr sinnvoll erscheint. 

Die restlichen 50 Blöcke sind entweder als „intakt“ (keine Hinterlandbebauung) oder zumin-
dest „teilweise intakt“ (überwiegend und zusammenhängend im Blockinnenbereich frei von 
Bebauung) eingestuft worden. Diese Blöcke wurden anschließend insbesondere auf 

 die Definition des Nutzungsmaßes, 

 die Festlegung überbaubarer Flächen, 

 die Sicherung bereits geteilter Grundstücke und  

 die Abgrenzung einzelner Bebauungsplanbereiche  

untersucht.  

II. Umweltbericht 

1. Einleitung 

Die Erstellung des Umweltberichtes erfolgte auf Grundlage des FIS-Broker (FIS – fachüber-
greifendes Informationssystem) der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung. Hierzu wurden 
insbesondere Karten und Informationen aus dem Umweltatlas herangezogen und ausgewer-
tet. 
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1.1. Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans, die Veranlassung und Erforderlichkeit der Pla-
nung, wie auch der Bestand und die planerische Ausgangssituation sind unter Punkt I der 
Begründung erläutert. 

Die Entwicklung der Planungsüberlegungen und die Intention des Bebauungsplans (generel-
le Zielvorstellungen / Leitbild) sind in den Punkten I.4 und III.1 der Begründung beschrieben. 

Durch das neue Planungsrecht wird gegenüber dem bereits geltenden Planungsrecht kein 
zusätzlicher Bedarf an Grund und Boden ausgelöst, der durch Versiegelung oder Überbau-
ung in Anspruch genommen werden darf. Die geplante GRZ des Bebauungsplans richtet 
sich nach dem derzeitigen Bestand. Der Ausschluss weiterer Bebauungen im Blockinnenbe-
reich und die Festsetzung der offenen Bauweise sollen zur Sicherung des erhaltenswerten 
Gebietscharakters von „Lichterfelde West“ beitragen. 

1.2. Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des 
Umweltschutzes 

Flächennutzungsplan  

Im Flächennutzungsplan von Berlin sind die Bauflächen im Plangebiet als Wohnbaufläche 
W3 mit einer mittleren bauflächenbezogenen Geschossflächenzahl (GFZ) bis zu 0,8 (über-
wiegend verdichtete einfamilienhausähnliche Wohnformen, Stadtvillen, Reihenhäuser, 
Hausgruppen; zwei bis drei Geschosse) dargestellt.  

Die Wohnbauflächen gelten als schutzbedürftige Flächen, die der Immissionsschutzregelung 
unterliegen. 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb eines Wasserschutzgebiets wie auch außerhalb ei-
nes Vorranggebiets für Luftreinhaltung, eines Gebiets für Fluglärmschutz und eines Weltkul-
turerbes. Im FNP sind keine Hinweise auf schadstoffbelastete Böden im Plangebiet darge-
stellt. 

Landschafts- und Artenschutzprogramm 

Das Landschaftsprogramm –LaPro– enthält für das Plangebiet für den Naturschutz und der 
Landschaftspflege folgende Zielsetzungen bzw. Formulierungen: 

Naturhaushalt / Umweltschutz 

Die Bauflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanverfahrens sind als Siedlungsgebiet 
mit Schwerpunkt Entsiegelung dargestellt. Als Ziele für diese Gebiete werden genannt: 

 Erhöhung der naturhaushaltswirksamen Flächen, 

 kompensatorische Maßnahmen bei Verdichtung, 

 Berücksichtigung des Boden- und Grundwasserschutzes, 

 dezentrale Regenwasserversickerung und 

 Förderung emissionsarmer Heizsysteme. 

Der Geltungsbereich liegt zudem im Vorranggebiet Klimaschutz, für den folgende Maßnah-
men vorgesehen sind:  

 Erhalt klimatisch wirksamer Freiräume,  

 Sicherung und Verbesserung des Luftaustauschs und  

 Vermeidung bzw. Ausgleich von Bodenversiegelung.  

Ziel des Bebauungsplans ist es einer zunehmenden Verdichtung entgegenzuwirken. Vor 
diesem Hintergrund ist die explizite Festsetzung einer Regenwasserversickerung nicht be-
gründbar. 
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Mit der Umstellung der Berechnung auf die BauNVO 90 im Bebauungsplan wird einer über-
mäßigen Versiegelung vorgebeugt und so die Naturhaushaltswirksamkeit der Freiflächen er-
höht. 

 

Abbildung 3: LaPro Naturhaushalt/Umweltschutz; FIS-Broker 

Erholung und Freiraumnutzung 

Der Programmplan Erholung und Freiraumplanung kennzeichnet den Planungsbereich als 
Wohnquartier mit der Dringlichkeitsstufe IV zur Verbesserung der Freiraumversorgung. 

Für die Sicherung und Verbesserung vorhandener Freiräume sind u. a. folgende Maßnah-
men aufgeführt: 

 Erhöhung der Nutzungsmöglichkeiten und Aufenthaltsqualität vorhandener Freiräume 
und Infrastrukturflächen, 

 Verbesserung der Durchlässigkeit zum landschaftlich geprägten Raum, 

 Erhöhung des privaten Freiraumes im Bereich von Zeilen- und Großformbebauung 
durch Mietergärten und 

 Verbesserung der Aufenthaltsqualität im Straßenraum. 

Die Bauflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanverfahrens sind als Wohnquartiere 
mit Dringlichkeitsstufe IV zur Verbesserung der Freiraumversorgung dargestellt. Danach gilt 
die Versorgung mit öffentlichen Freiflächen als nicht versorgt – versorgt. Die Anforderungen 
an den öffentlichen Freiraum unter Berücksichtigung sozialräumlicher und demografischer 
Daten sind sehr hoch – niedrig. Der private / halböffentliche Freiraum gilt als minimal – hoher 
privater Freiraum. 

Aufgrund der geplanten GRZ ist die Versorgung mit privatem Freiraum langfristig als hoch 
einzuschätzen. 
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Abbildung 4: LaPro Erholung und Freiraumnutzung; FIS-Broker 

Landschaftsbild 

Der Programmplan Landschaftsbild kennzeichnet den Planungsbereich als Parkbaumsied-
lungsbereich mit besonderer Siedlungsgrünstruktur / Siedlungszusammenhang. 

Als Maßnahmen sind aufgeführt: 

 Erhalt und Ergänzung des Parkbaumbestandes in Gärten, Siedlungsfreiräumen und 
Straßenräumen, 

 Erhalt und Wiederherstellung von Schmuckplätzen, Vorgärten und siedlungstypischen 
Elementen der Straßenraumgestaltung. 

 

Abbildung 5: LaPro Landschaftsbild 1; FIS-Broker 

Erhalt und Entwicklung von städtischen und siedlungsgeprägten Strukturelementen 

Die Bauflächen werden als besondere Siedlungsgrünstruktur / Siedlungszusammenhang 
dargestellt. 
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Das Plangebiet ist geprägt durch den Gebietscharakter von „Lichterfelde West“. Ziel des Be-
bauungsplans ist es, diesen Gebietscharakter langfristig zu erhalten. Die GRZ trägt langfris-
tig zum Erhalt der ortstypischen Siedlungsfreiräume mit altem Baumbestand bei. Eine aus-
drückliche Sicherung des Baumbestands würde die Entwicklungsmöglichkeiten unzumutbar 
beeinträchtigen. 

 

Abbildung 6: LaPro Landschaftsbild 2; FIS-Broker 

Biotop- und Artenschutz 

In der Karte Biotop- und Artenschutz sind die Bauflächen im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans 6-9 B als Parkbaumsiedlungsbereich dargestellt. 

Für diesen Bereich werden als Ziele genannt: 

 Ergänzung des Parkbaumbestandes in Hausgärten, Straßen- und Siedlungsfreiräu-
men, Vermeidung baulicher Verdichtung, ökologische Gartenpflege, 

 Erhalt typischer Strukturelemente wie Mauern und Remisen in alten Gärten, 

 Erhalt und Entwicklung einer natürlichen standörtlichen Prägung der öffentlichen 
Grün- und Freiflächen (z. B. Entwicklung von Feuchtwiesen in Rinnen, Renaturierung 
von Pfuhlen). 

Mit der Festsetzung der geplanten GRZ werden die Voraussetzungen zum Erhalt der groß-
zügigen Freiflächenstrukturen mit ökologischer Vielfalt geschaffen.  
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Abbildung 7: LaPro Biotop- und Artenschutz; FIS-Broker 

Landschaftspläne 

Für das Plangebiet gelten keine Landschaftspläne. Für das Plangebiet sind auch keine 
Landschaftspläne in Aufstellung. 

Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz gemäß § 1a BauGB 

Gemäß § 1a Abs. 1 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen; 
dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche 
Nutzungen Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung und Nachverdichtung bestehender 
Bauflächen wie auch andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen. Landwirtschaft-
lich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang 
umgenutzt werden. 

Es werden durch das Bebauungsplanverfahren keine neuen Flächen für eine bauliche Ent-
wicklung erschlossen. Es sollen lediglich die bestehenden Wohnbauflächen entwickelt wer-
den. 

Zudem ist die Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

Durch den Bebauungsplan wird gegenüber dem bestehenden Planungsrecht im Grundsatz 
keine zusätzliche Bodenversiegelung ermöglicht. Die zulässige GRZ wird verringert bzw. im 
Bestand angepasst. Zudem wird mit der Umstellung der Berechnungsgrundlage der GRZ 
(nach der BauNVO 90 werden bei der Ermittlung der Grundfläche auch Garagen, und Stell-
plätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche mit einbezogen) die Bodenversiegelung gegenüber den bestehenden Regelungen 
weiter begrenzt. 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB ist die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlicher Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6. Nr. 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Ein-
griffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwägung zu berücksichtigen.  

Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 

Bei den Bauflächen handelt es sich um ein Wohngebiet, das aufgrund bestehender Rege-
lungen entwickelt wurde. Nach den derzeitigen Regelungen des geltenden Planungsrechts, 
Baunutzungsplan i. V. m. der BauO Bln 58 und den förmlich festgestellten Fluchtlinien, ist 
eine behutsame Entwicklung, aufgrund der abweichenden städtebaulichen Entwicklung des 
Plangebiets, nur eingeschränkt möglich.  
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Künftig wird aber die Zersiedlung der rückwärtigen Grundstücksbereiche zu den nicht mehr 
zulässigen Verfremdungen des Gebietscharakters gehören. Die Beeinträchtigungen der 
ortsüblichen Freiflächenstruktur durch Zunahme baulicher Nebenanlagern und Verdrängung 
von gärtnerisch angelegten Grünflächen werden durch die Umstellung auf die BauNVO 90 
eingeschränkt. Der nunmehr geplante Verzicht auf die Festsetzung einer GFZ führt zu keiner 
weiteren Bodenversiegelung. Die vorgesehene Festsetzung der zulässigen Zahl der Vollge-
schosse orientiert sich am Bestand.  

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BnatSchG) 

Im Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) werden die zu beachten-
den Regelungen zum allgemeinen Schutz von Natur und Landschaft bestimmt. Neben den 
allgemeinen Grundsätzen (§ 13), der Bestimmung von Eingriffen in Natur und Landschaft (§ 
14), den Verursacherpflichten und der Unzulässigkeit von Eingriffen (§ 15) sowie Verfah-
rensregelungen (§§ 16, 17) wird in § 18 auch das Verhältnis zum Baurecht bestimmt (§ 18). 

Aufgrund dieser Regelung ist kein Ausgleich erforderlich, da die durch das neue Baurecht 
ermöglichten Eingriffe in Natur und Landschaft bereits vor Änderung des Bebauungsplans 
(Baunutzungsplan) zulässig waren. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Pflicht zur Durchführung einer UVP ist im Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  
(UVPG) geregelt; das Verfahren ergibt sich für die bauplanungsrechtlichen Vorhaben aus 
dem BauGB. Der Anwendungsbereich der UVP für Bebauungspläne wird durch § 2 Abs. 3 
UVPG näher bestimmt. 

Es ist geprüft worden, ob der Bebauungsplan die Zulässigkeit von bestimmten Vorhaben im 
Sinne der Anlage 1 zum UVPG begründet. 

Dies ist vorliegend nicht der Fall. Bei dem Bebauungsplan für einen Teilbereich von Lichter-
felde West handelt es sich um die Überplanung eines bestehenden, gewachsenen Wohnge-
biets mit dem Ziel, Freiflächenqualitäten zu sichern und die weitere Verdichtung der Blockin-
nenbereiche einzuschränken. 

Der Bebauungsplan begründet keine Vorhaben im Sinne der Anlage 1 zum UVPG, insbe-
sondere nicht die in Nr. 18 genannten bauplanungsrechtlichen Vorhaben. Somit findet das 
UVPG keine Anwendung und es besteht deshalb keine Pflicht zur Durchführung einer All-
gemeinen Vorprüfung bzw. zur Durchführung einer UVP. 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Gemäß § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz sind bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuord-
nen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen hervorgerufene Aus-
wirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie 
auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 

Durch die Planung werden keine neuen Nutzungsmöglichkeiten eröffnet. Das bestehende 
Straßensystem wie auch die bestehenden Wohnbauflächen bleiben unverändert.  

Hinweise auf genehmigungsbedürftige Anlagen liegen nicht vor. 

1.3. Art der Berücksichtigung der Ziele und der Umweltbelange bei der Aufstellung des 
Bebauungsplans 

Weil die unbebauten Blockinnenbereiche durch die hinteren Baugrenzen gesichert werden, 
wird die ökologische Qualität des Siedlungsbereichs langfristig erhalten. Zudem erfolgen 
durch die Planung keine Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- 
und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts.  

Da es sich um ein bestehendes Siedlungsgebiet handelt, werden durch den Bebauungsplan 
keine neuen Bauflächen erschlossen. Da bislang keine Nutzungskonflikte zwischen unter-
schiedlichen Arten der baulichen Nutzung bestehen bzw. entstehen können, sind auch künf-
tig nach Festsetzung des Bebauungsplans keine Nutzungskonflikte zu erwarten. 
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Zudem steht die Planung im Einklang mit den Vorgaben des Flächennutzungsplans und des 
Landschaftsprogramms. 

2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

2.1. Schutzgut Menschen und Gesundheit, Bevölkerung  

Boden 

Das Gelände hat eine flache Reliefausbildung. Es befindet sich auf der pleistozänen Hoch-
fläche des Teltows, dessen Schichten hier aus Geschiebemergel der letzten Weichseleiszeit 
bestehen. 

Altlasten 

Im bzw. direkt am Geltungsbereich des Bebauungsplans 6-9 B angrenzend liegen -
entsprechend der Stellungnahme des Umweltamtes Steglitz-Zehlendorf vom 12. März 2008- 
folgende Flächen, die im Bodenbelastungskataster des Landes Berlin (BBK) eingetragen 
sind: 

 Augustaplatz, BBK-Nr. 13842 (wird zu ca. 2/3 vom Geltungsbereich umschlossen); 

 Augustastraße 15C, BBK-Nr. 14397. 

Durch die Verfüllung kriegsbedingter Bombentrichter, Gräben und eines Feuerlöschteichs 
mit Trümmerschutt ist mit geringfügig bodenverunreinigten Flächen auf den o. g. Grundstü-
cken zu rechnen.  

Nach Untersuchungen und Bewertung der Bodenbelastung durch das Umweltamt (Steglitz-
Zehlendorf) liegen aber keine Anhaltspunkte vor, die zu einer Nutzungseinschränkung im 
Plangebiet führen könnten. 

Nach Einschätzung des Umweltamtes handelt es sich um Flächen, von denen unmittelbar 
keine Gesundheitsgefährdung für den Menschen ausgeht und gesunde Wohn- und Lebens-
verhältnisse bei Durchführung der Planung gewahrt werden. 

Sollten im Rahmen einer späteren, grundstücksspezifischen Untersuchung (bei Neuplanun-
gen oder Nutzungsänderung) schädliche Bodenveränderungen bekannt werden, so sind 
diese nach Einschätzung des Umweltamtes mit hoher Wahrscheinlichkeit mit verhältnismä-
ßigem Aufwand zu sanieren. 

Die Prüfung und Bewertung vorhandener schädlicher Bodenveränderungen kann zu einer 
Sanierungsanordnung führen, die vor Beginn oder im Zusammenhang mit einer Baumaß-
nahme umzusetzen ist. 

Luft 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Vorranggebiets Luftreinhaltung. Durch die Planung wer-
den keine wesentlich über den Bestand hinausgehenden Emissionsquellen ermöglicht. 
Vielmehr ist langfristig durch schärfere Umweltschutzbestimmungen mit geringeren Emissio-
nen zu rechnen. Die Festlegung bestimmter emissionsarmer Heizsysteme würde jedoch die 
Entfaltungsmöglichkeiten der Eigentümer über Gebühr einschränken. 

Lärm 

Für die Beurteilung, welche Lärmbelastung einem Wohngebiet unterhalb der Grenze zu Ge-
sundheitsgefahren zugemutet werden darf, gibt es keine normativen Festlegungen. Maßge-
bend sind stets die Umstände des Einzelfalls. Es ist in der Rechtsprechung jedoch aner-
kannt, dass die Orientierungswerte der DIN 18005-1 „Schallschutz im Städtebau“ zur Be-
stimmung der zumutbaren Lärmbelastung eines Wohngebiets im Rahmen einer gerechten 
Abwägung als Orientierungshilfe herangezogen werden können. 

Aus der Abwägung muss deutlich werden, welche Lärmbelastung zu erwarten ist und wie 
sich der Plangeber hinsichtlich der zugrunde zulegenden Orientierungswerte der DIN 18005-
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1 damit auseinandersetzt. Außerdem sind der Trennungsgrundsatz sowie aktive Schall-
schutzmaßnahmen zu prüfen. Unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls ist dar-
zulegen, aus welchen Gründen ggf. zugunsten der Planung und zulasten des Lärmschutz-
bedürfnisses der zukünftigen Wohnbevölkerung abgewogen wird. 

Für die Beurteilung der Lärmbelastungssituation im Berliner Stadtgebiet stehen die strategi-
schen Lärmkarten zur Verfügung. Dargestellt sind jeweils die strategischen Lärmkarten mit 
LDEN und LNIGHT für Straßenverkehr, Straßenbahn- und U-Bahn-Verkehr, Eisenbahn- und S-
Bahn-Verkehr, Flugverkehr, Industrie und Gewerbe sowie für den Gesamtlärm Verkehr. Die 
Ermittlung der in den Lärmkarten dargestellten Lärmindizes LDEN und LNIGHT basiert auf den 
entsprechend der EG-Umgebungslärmrichtlinie harmonisierten vorläufigen Berechnungsver-
fahren. 

Für eine Bewertung der Lärmsituation können laut der von der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung und Umwelt herausgegebenen „Handreichung zur Berücksichtigung der Um-
weltbelange in der räumlichen Planung“ die Angaben in den strategischen Lärmkarten zur 
ersten Einschätzung herangezogen werden. Für eine konkretere Einschätzung bestehender 
Lärmbelastungssituationen an Gebäuden können darüber hinaus auch die Darstellungen der 
Fassadenpegel im Einwirkbereich der Hauptlärmquellen (nach Lärmquellen getrennt) sowie 
für den Gesamtlärm Verkehr (aufsummiert) herangezogen werden.  

Diese vorhandene Datenlage ist zur Abschätzung der Belastungssituation im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes 6-9 B geeignet und ausreichend. Die Veranlassung einer eigen-
ständigen Untersuchung wäre hingegen aufgrund des großen räumlichen Umgriffs des Be-
bauungsplans und des lediglich bestandssichernden Planungsinhalts im Verhältnis zu dem 
erzielbaren Erkenntnisgewinn unangemessen.  

Zur Bewertung der Lärmbelastungssituation im Rahmen der Lärmaktionsplanung hat sich 
das Land Berlin an gesundheitsrelevanten Schwellenwerten orientiert, die aus der Lärmwir-
kungsforschung resultieren. Da in Berlin sehr viele Straßen die empfohlenen Pegel über-
schreiten, konzentriert sich die Lärmminderungsplanung zunächst auf die sehr hohen Lärm-
belastungen (> 70 dB(A) am Tage und 60 dB(A) in der Nacht). Zielstellung bei Planverfahren 
sollte laut „Handreichung“ der Senatsverwaltung mindestens sein, 70 / 60 dB(A) zu unter-
schreiten, anstrebenswert wäre die Unterschreitung von 65 / 55 dB(A). Weiterhin sind die in 
der „Handreichung“ definierten „Auslösekriterien“ ausschlaggebend, die bei Überschreitung 
einer planerischen Konfliktbewältigung bedürfen. Bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen u. ä. 
liegt die Schwelle bei LDEN oder LNIGHT + 10 dB (A) ≥ 63 dB (A). 

In den überwiegenden Teilen des Plangebiets selbst sind nach Inaugenscheinnahme der 
beschriebenen Kartenwerke keine erheblichen Lärmemittenten vorhanden. Lediglich der 
Straßenverkehr des Gardeschützenwegs (Nr. 103 – 113) „berührt“ vier Grundstücke. 
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Die Bauflächen im Bebauungsplan sind durch den Baunutzungsplan als allgemeines Wohn-
gebiet ausgewiesen. Die für die Bewertung der Lärmbelastung ausgehend von Straßenver-
kehr verwendeten Orientierungswerte der DIN 18005 - 16 betragen für allgemeine Wohnge-
biete tags 55 dB(A) und nachts 45 dB(A).  

Auf den Grundstücken am als „örtliche Straßenverbindung“ eingestuften Gardeschützenweg 
beträgt der Straßenlärm laut „strategischer Lärmkarte Straßenverkehr“ LDEN Straße von 2012 
in dem Bereich von der Grundstücksgrenze bis zu den Gebäuden zwischen <65-70 dB(A). 
Zur Nachtzeit liegen die Lärm-Werte der strategischen Lärmkarte LNIGHT Straße von 2012 
zwischen <60-65 dB(A) und <55-60 dB(A). Mit Werten von LDEN 65-70 dB(A) und 55-60 
dB(A) und LNIGHT 55-60 dB(A) und 50-55 dB(A) wird bei der strategischen Lärmkarte „Fassa-
denpegel Gesamtlärm“ (LDEN für den Tag/Abend/Nachtwert und LNIGHT für den Nachtwert) der 
Orientierungswert der DIN 18005-1 überschritten. 

Für die Beurteilung dieser Lärmimmissionen ist nach Vorgabe der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt (Rundschreiben-Nr. 1/2014) folgendes Prüfungsschema ab-
zuarbeiten: 

1. Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden in etwa eingehalten; demzufolge sind kei-
ne Regelungen zum Lärmschutz im Bebauungsplan erforderlich. 

2. Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden überschritten, aber das „Auslösekriterium“ 
wird nicht überschritten; demzufolge Vorgehensweise wie zu 1. (die Einhaltung der An-
forderung an die Schalldämmung durch andere Vorschriften, wie z. B. die Energieein-
sparverordnung, deren Anwendung gesetzlich vorgeschrieben ist, ist gewährleistet) 

3. Die Orientierungswerte und die „Auslösekriterien“ werden überschritten. In diesen Fällen 
ist eine bestimmte Abwägungsfolge erforderlich:  

o Prüfung nach dem Trennungsgrundsatz (§ 50 BImSchG) zur Einhaltung hin-

reichender Abstände bzw. Zuordnung der Baugebiete  

o Prüfung von Maßnahmen aktiven Lärmschutzes und/oder Festsetzungen zur 

Bauweise und Baukörperanordnung oder -stellung  

o Prüfung passiver Schallschutzmaßnahmen. 

Die ganz überwiegende Zahl der Grundstücke im Geltungsbereich ist von keinen Lärmaus-
wirkungen betroffen und fällt unter die Fallkonstellation Nr. 1 des Prüfschemas. Der Fall Nr. 
2 kommt nicht vor. 

Für die genannten vier Grundstücke am Gardeschützenweg werden wie in Fallkonstellation 
Nr. 3 die Orientierungswerte und die „Auslösekriterien“ von 63 dB (A) (LDEN) oder LNIGHT + 10 
dB(A) ≥ 63 dB(A) für Aufenthaltsräume in Wohnungen überschritten. Demzufolge sind der 
Trennungsgrundsatz, aktive Schallschutzmaßnahmen und passive Schallschutzmaßnahmen 
der Reihe nach zu prüfen.  

Trennungsgrundsatz: 

Gemäß § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine 
bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Um-
welteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete 
so weit wie möglich vermieden werden.  

Im Falle einer Überplanung eines bestehenden, gewachsenen Wohngebiets ist der Spiel-
raum für die räumliche Trennung der lärmemittierenden von der lärmsensiblen Nutzung sehr 
gering. Dies gilt auch im Bebauungsplan 6-9 B, der lediglich die baulichen Grundstrukturen 
des Bestands abbildet. Der mögliche Planungsspielraum bestünde daher nur in der Platzie-
rung der Gebäude auf den hinteren Grundstücksteilen durch eine Verschiebung der vorde-
ren Baugrenzen hinter die kritischen Pegelbereiche. Dies würde jedoch eine Abkehr von den 
vorhandenen Baufluchten bedeuten und dem Planungsziel, die vorhandene historische 
Stadtstruktur aus straßenseitig bebauten Gebieten mit großzügigen rückwärtigen Gärten zu 
sichern, diametral entgegenstehen. Darüber hinaus würde diese Maßnahme erst im Falle ei-

                                                
6
 DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ in der Fassung von 1987, Teil 1: Grundlagen und Hinweise für die Pla-

nung (Fassung: Juni 2002) 



 -23 [48]- 

nes Abrisses in Verbindung mit einer Neubebauung greifen und zu einem städtebaulich un-
erwünschten, langfristigen Nebeneinander der verschiedenen Baufluchten führen. Entlang 
des Gardeschützenwegs verfügen die betroffenen Grundstücke darüber hinaus aber auch 
nur über eine für eine Baugrenzenverschiebung ungeeignete Tiefe. 

Die Möglichkeit, die Dimensionierung und Gestaltung der Straße (Lärmquelle) zu verändern, 
kommt ebenfalls nicht in Betracht, da die Straßenquerschnitte in bebauten Gebieten in der 
Regel bereits fixiert sind. Die erste Spur des Gardeschützenweges wird bereits als Parkspur 
genutzt, der Verkehr als Lärmquelle ist somit bereits ca. 3 m weiter von der Straßenbegren-
zungslinie entfernt, als es bei einer zweistreifigen Nutzung der Fall wäre. Planerische Fest-
setzungen zur Verkehrsberuhigung, die eine Änderung der Durchgangsverkehre und der 
Fahrgeschwindigkeiten nach sich ziehen könnten, können im Bebauungsplan nicht getroffen 
werden.  

Aktiver Lärmschutz und/oder Festsetzungen zur Bauweise/Baukörperanordnung: 

Aktiver Lärmschutz an der Lärmquelle ist aus städtebaulichen Gründen nicht möglich. Die 
Errichtung einer Lärmschutzwand würde einen schwerwiegenden Eingriff in die städtebauli-
che Struktur bedeuten, die der Bebauungsplan eigentlich zu sichern gedenkt. Zudem würden 
sehr hohe Lärmschutzwände gebraucht, um den Schallschutz in allen Geschossen zu ga-
rantieren. Sie wären auch aus Kostengründen unverhältnismäßig.  

Die verkehrlichen Vorbelastungen entlang des Gardeschützenwegs 103 – 113 können durch 
die Bebauungsplanung ebenfalls nicht beeinflusst werden. 

Die aus städtebaulichen Gründen im Bebauungsplan 6-9 B vorgenommene Übernahme der 
rechtlich bereits vorher vorhandenen Baufluchtlinie (ff. –Linie) entlang des Gardeschützen-
wegs sichert eine ausreichend lärmrobuste städtebauliche Struktur, die die hinteren Blockin-
nenbereiche ausreichend abschirmt. Der Bau lärmrobuster Stadtstrukturen durch eine ge-
schlossene Bauweise ist aufgrund der historischen Bestandssituation aus einer offenen Vil-
lenbebauung weder durchführbar noch gewollt. Da städtebauliches Ziel des Bebauungs-
plans ist, in seinem Geltungsbereich die für Lichterfelde West übliche offene Bebauung lang-
fristig durchzusetzen, wird auf die Festsetzung einer geschlossenen Bauweise verzichtet.  

Passiver Schallschutz 

Vorrangig kommt als passiver Schallschutz die Festsetzung einer Grundrissausrichtung der 
Wohnungen in Kombination mit einer textlichen Festsetzung, die den Schallschutz der zur 
Lärmseite zugewandten Außenbauteile bestimmt, in Frage.  

Grundsätzlich gilt zwar, dass Konflikte, die durch die Planung ausgelöst werden, auch durch 
die Planung selbst bewältigt werden müssen. Im vorliegenden Fall werden die Konflikte je-
doch nicht durch den Bebauungsplan 6-9 B ausgelöst. Die Festlegung der Art der Nutzung 
ist bereits mit dem Baunutzungsplan erfolgt und soll nicht verändert werden. Es werden da-
her keine Baugebiete im Bebauungsplan festgesetzt. Die verbindlich bereits festgesetzten 
ff.-Fluchtlinien, die räumliche Nähe zwischen der lärmsensiblen Wohnnutzung und der Stra-
ße bestimmt, werden lediglich übernommen, aber nicht neu definiert.  

Die möglichen Festsetzungen zum passiven Schallschutz sind daher in Bezug auf ihre Er-
forderlichkeit zu überprüfen. In § 1 Abs. 3 BauGB heißt es: 

Die Gemeinden haben die Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebau-
liche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

Es ist zu prüfen, ob auf Grund der Erkenntnisse, die im Laufe des B-Plan-Verfahrens ge-
wonnen wurden, ein solches Planerfordernis gesehen wird. Diese Einzelfallbewertung ist 
nicht nur vor dem Hintergrund der Verursachung, sondern auch der bestehenden Datenlage, 
der daraus abzuleitenden Betroffenheiten und der erzielbaren Effekte sowie der Auswirkun-
gen auf private Belange durchzuführen.  

Zu Beurteilungsgrundlage ist vorauszuschicken, dass je nach verwendeter Berechnungsme-
thode andere Lärmwerte herauskommen. Dies hängt vom Modellaufbau, der Datenqualität 
und -grundlage beziehungsweise den Berechnungsvorschriften ab. Berechnungsgrundlage 
der für die Abwägung des Bebauungsplans maßgeblichen DIN 18005 und die im späteren 
bauaufsichtlichen genehmigungsverfahren anzuwendende DIN 4109 stellt die bundesweite 
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Richtlinie RLS-90 dar. Die aus Gründen der Verhältnismäßigkeit im Bebauungsplanverfah-
ren 6-9 B zur Beurteilung herangezogene strategische Lärmkarte wird dagegen auf der 
Grundlage der VBUS „Vorläufige Berechnungsmethode für den Umgebungslärm an Stra-
ßen“ berechnet. RLS-90 unterscheidet sich vor allem bezüglich der Beurteilungszeiträume 
von VBUS. Beide Richtlinien liefern im Ergebnis zwar vergleichbare Werte, so dass die Wer-
te der strategischen Lärmkarte für eine erste Einschätzung des Straßenverkehrslärms ver-
wendet werden können, weisen aber auch Unterschiede auf. 

In einer Studie „Nutzung von Lärmkarten und Lärmaktionsplänen nach der EU-
Umgebungslärmrichtlinie für die Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels nach DIN 
4109“ (Deutsches Institut für Bautechnik, 2012) werden mögliche Unsicherheiten bei der 
Anwendung der Lärmkarten genannt. Neben Abweichungen mit deutlichen Spielräumen, die 
zu einem pauschalen Zuschlag von über 5 dB(A) führen würden, und nicht zu beziffernden 
Abweichungen zwischen beiden Berechnungsmethoden, zum Beispiel bei der Berücksichti-
gung von Straßen, bei den Reflexionen der Fassaden und den unterschiedlichen Immissi-
onshöhen, verbleiben weitere Parameter, durch die sich die strategische Lärmkartierung ge-
gebenenfalls auch überschätzend auswirkt. Die möglichen Unterschiede, die eine Über-
schätzung durch die Lärmkartierung ergeben, können nicht sicher pauschalisiert werden, so 
dass in der Studie empfohlen wird, diese möglichen Pegelsenkungen z.B. nicht für einen 
niedrigeren maßgeblichen Außenlärmpegel im Rahmen der Anwendung der DIN 4109 anzu-
setzen. 

Da die verwendeten strategischen Lärmkarten keine Überschreitung der als gesundheitsge-
fährdend anerkannten Pegel von 70 dB(A) / 60 dB(A) ergeben ist für die Gebäude entlang 
des Gardeschützenweges vor diesem Hintergrund eine planerische Konfliktbewältigung ent-
behrlich. Auch wenn diese Werte über dem „Auslösekriterium“ liegen, ist dieses niedrigere 
Schallschutzniveau abwägungszugänglich und in deren Ergebnis hinzunehmen. Die Situati-
on der vier Grundstücke kann zwar als belastet gelten, wird aber tolerierbar angesehen, wie 
für alle anderen Grundstücke entlang des Gardeschützenweges auch. Es liegen keine sach-
lichen Gründe vor, die Grundstücke im Bebauungsplan anders zu behandeln. Zu berücksich-
tigen ist auch, dass sich die o.g. Auslösekriterien auf die Baulinie/Baugrenze baulicher Anla-
gen entlang die Straßen beziehen; bereits bei einem geringen Zurücktreten der Bebauung 
können sich andere, günstigere Werte ergeben.  

Die Festsetzung einer Grundrissorientierung in solch einer Situation stellt einen Eingriff ins 
Eigentum dar, der im Sinne einer Gleichbehandlung aller Anlieger des Gardeschützenwegs 
als unangemessen verworfen wird. Die angestrebte offene Bauweise stellt auf der kleinen 
Parzellenstruktur höhere Ansprüche an die architektonischen Lösungen, da durchgesteckte 
Grundrisse hier nur schwer zu realisieren wären. 

Die Entscheidung, keine Festsetzungen im Bebauungsplan für erforderlich zu halten bedeu-
tet nicht, dass es des Schutzniveaus der Bestandssituation nicht mehr bedarf, sondern dass 
dieses als ausreichend angesehen wird und beibehalten werden soll.  

Neu- und Ersatzbauten im Geltungsbereich hatten sich auch zuvor schon an den „Anerkann-
ten Regeln der Technik“ zu orientieren. Die Mindestanforderungen der DIN 4109 sind ver-
bindlich. § 15 Abs. 2 BauO Bln bestimmt, dass die Gebäude einen ihrer Nutzung entspre-
chenden Schallschutz haben müssen. Die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen müssen 
jeweils in Abhängigkeit von der tatsächlichen Nutzung getroffen werden, um die auf den je-
weiligen Nutzungszweck abgestimmten Maßnahmen gegen unzumutbare Schallübertragun-
gen durchführen. Darüber hinaus wirken auch andere Vorschriften, wie z. B. die Energieein-
sparverordung, deren Anwendung gesetzlich vorgeschrieben ist, schalldämmend. 

Der Schallschutznachweis unterliegt zwar keiner bauaufsichtlichen Prüfung, ist jedoch vom 
Bauherrn / Entwurfsverfasser zu erstellen. Die Einhaltung der Anforderungen an den Schall-
schutz ist gemäß § 67 Abs. 1 BauO Bln nach Maßgabe der Bauverfahrensordnung nachzu-
weisen und gehört zu den bautechnischen Nachweisen. Sollten andere bauliche Anlagen als 
Sonderbauten errichtet werden, kommt nach § 63 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a) BauO Bln auch ei-
ne Genehmigungsfreistellung in Betracht, die allerdings nicht von der Pflicht zur Einreichung 
der nach § 65 BauO Bln erforderlichen bautechnischen Nachweise entbindet (§ 63 Abs. 5 
Satz 1 BauO Bln). 
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Grundlage für die Erstellung dieses Schallschutznachweises bildet die als Technische Bau-
bestimmung eingeführte und daher gemäß § 3 Abs. 3 BauO Bln zu beachtende DIN 4109 - 
Schallschutz im Hochbau. Die DIN 4109 hat den Zweck, Anforderungen an den Schallschutz 
mit dem Ziel festzulegen, „Menschen in Aufenthaltsräumen vor unzumutbaren Belästigungen 
durch Schallübertragung zu schützen“ (Nr. 1 „Anwendungsbereich und Zweck“ der DIN 
4109, S. 2). Sie formuliert damit die bauordnungsrechtlich geschuldeten Mindestanforderun-
gen an den Schallschutz zur Vermeidung von Gesundheitsgefahren, um sicherzustellen, 
dass Menschen, die sich in üblichen Wohn- und Arbeitsräumen innerhalb von Gebäuden 
aufhalten, vor unzumutbaren Belästigungen durch Schallübertragung geschützt werden. Mit 
der Erreichung dieses Schutzniveaus wird zwar nicht ohne weiteres der in der DIN 18005-1 
bei der Festlegung der Orientierungswerte für Beurteilungspegel von Außenlärm vorgestell-
ter Schutzstandard erreicht. Da es sich um Orientierungswerte handelt, muss dieses 
Schutzniveau aber auch nicht erreicht werden. Die Gebäude sind vielmehr dem Schutzni-
veau der weiteren Grundstücke am Gardeschützenweg gleichzustellen. Dies ist bei Abwä-
gung der gegenläufigen Belange sachgerecht. 

Die Bauaufsichtsbehörde kann und soll auch im Sinne des Plangebers des Bebauungsplans 
6-9 B bei Nichtbeachtung der Technischen Baubestimmungen der DIN 4109 nach §§ 78, 79 
BauO Bln einschreiten, weil die Regelung in § 3 Abs. 3 Satz 1 BauO Bln, wonach als Tech-
nische Baubestimmungen eingeführte technische Regeln zu beachten sind, zu den von § 78 
Abs. 1 Satz 1 BauO Bln erfassten öffentlich-rechtlichen Vorschriften gehören. 

2.2. Schutzgut Tiere, Pflanzen, Biologische Vielfalt 

Hinweise auf Tier oder Pflanzenbestände, die dem Naturschutzrecht oder dem Artenschutz 
unterliegen, liegen nicht vor. Mit der geplanten überwiegenden Beibehaltung der derzeitigen 
GRZ tritt für die Tier- und Pflanzenwelt planungsrechtlich eine Verbesserung ein. Mit der 
Festlegung einer Bebauungstiefenregelung in weiten Teilen des Plangebiets und der damit 
verbundenen planungsrechtlichen Sicherung der zusammenhängenden Freiräumen in den 
Blockinnenbereichen bleiben die Lebensbedingungen der Tier- und Pflanzenwelt dauerhaft 
erhalten. Auch die biologische Vielfalt wird erhöht, da die derzeit zusammenhängenden Frei-
räume vor einer möglichen Bebauung geschützt werden. 

2.3. Schutzgut Boden 

Für die Ausarbeitung des Themenkomplexes Boden wurden die Informationen des FIS-
Brokers herangezogen. Hierbei ergaben sich für das Bebauungsplanverfahren folgende re-
levante Informationen: 

Die Bodengesellschaften und Bodenarten unterscheiden sich nach Lage der Blöcke. Der 
Umweltatlas weist für die Böden zwischen dem Block Augustastraße / Memlingstraße / Hol-
beinstraße / Tietzenweg naturnahe Bodengesellschaften auf Grundmoränenhochflächen aus 
Geschiebemergel aus. In diesem Bereich besteht das Bodenprofil aus Parabraunerden und 
Sandkeilbraunerden. 

Die Bodenarten des Feinbodens sind im Oberboden mittelschluffiger und mittellehmiger 
Sand und im Unterboden mittelsandiger Lehm und mittellehmiger Sand. Bei den Bodenge-
sellschaften in den Blöcken zwischen Gardeschützenweg / Tietzenweg / Viktoriastraße / Au-
gustastraße und Kyllmannstraße handelt es sich um anthropogene Siedlungsflächen auf 
Geschiebemergel, zum Teil auf Aufschüttung. Sie bestehen aus Regosol / Pararendzina / 
Hortisol und im übrigen Geltungsbereich um anthropogene Siedlungsflächen auf Geschiebe-
sand, zum Teil auf Aufschüttung, die ebenso aus Regosol / Pararendzina / Hortisol beste-
hen. Die Bodenarten des Feinbodens sind im Oberboden Mittelsand, und im Unterboden 
mittel bis stark lehmiger Sand und mittelsandiger Lehm und sonst im Ober- und Unterboden 
Mittelsand, Feinsand und mittellehmiger Sand. 



 -26 [48]- 

 

Abbildung 9: Bodenarten 2010; FIS-Broker 

Die Archivfunktion des Bodens für die Naturgeschichte ist mittel bzw. allgemein gering. Der 
Umweltatlas zeigt zwischen dem Block Augustastraße / Memlingstraße / Holbeinstraße / 
Tietzenweg Böden mit besonders naturräumlicher Eigenart und im übrigen Geltungsbereich 
sonstige Böden. Die Wasserdurchlässigkeit und das Filtervermögen der Böden ist in dem 
Block Augustastraße / Memlingstraße / Holbeinstraße / Tietzenweg mittel, zwischen den 
Blöcken Gardeschützenweg / Tietzenweg / Viktoriastraße / Augustastraße und Kyllmann-
straße sehr hoch und im übrigen Geltungsbereich äußerst hoch und das Filtervermögen ge-
ring. Das Ausmaß der Bodenveränderungen ist in dem Bereich Block Augustastraße / Mem-
lingstraße / Holbeinstraße / Tietzenweg mäßig verändert bzw. sonst extrem stark verändert. 
Der Gesamtabfluss aus Niederschlägen beträgt im Block Augustastraße / Memlingstraße / 
Holbeinstraße / Tietzenweg >200-250 mm/a und in den übrigen Blöcken >250-300 mm/a. 
Für die Grundwasserneubildung weist der Umweltatlas in den Blöcken Augustastraße / 
Memlingstraße / Holbeinstraße / Tietzenweg und Gardeschützenweg / Tietzenweg / Viktoria-
straße >200-250 und Sophienstraße / Viktoriastraße / Augustastraße / Kyllmannstraße >50-
100 mm/a und in den übrigen Blöcken 150-200 mm/a aus. Die Lebensraumfunktion für na-
turnahe und seltene Pflanzengesellschaften ist gering. Im Bereich der Bauflächen beträgt 
der Oberflächenabfluss aus Niederschlägen im Block Augustastraße / Memlingstraße / Hol-
beinstraße / Tietzenweg und Sophienstraße / Tietzenweg / Augustastraße / Kyllmannstraße 
>50-100 mm/a im übrigen Bereich 100-150 mm/a. Die Puffer und Filterfunktion des Bodens 
ist hoch und mittel. Die Versickerung aus Niederschlägen beträgt im Block Augustastraße / 
Memlingstraße / Holbeinstraße / Tietzenweg 200-250 mm/a und im übrigen Gebiet >250-300 
mm/a. Die Wasserversorgung der Böden ist mittel. Das Nährstoffspeicher- / Schadstoffbin-
dungsvermögen der Böden ist in dem Block Augustastraße / Memlingstraße / Holbeinstraße 
/ Tietzenweg mittel und sonst gering. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Leistungsfähigkeit der Böden, die ermittelt wird 
aus den fünf folgenden Bodenfunktionen: Lebensraum für naturnahe und seltene Pflanzen-
gesellschaften, Ertragsfunktionen für Kulturpflanzen, Puffer und Filterfunktion der Böden, 
Regelungsfunktion für den Wasserhaushalt und Archivfunktion für die Naturgeschichte (in 
Bezug auf die natürlichen Bodenfunktionen und die Archivfunktion) in dem Block Augusta-
straße / Memlingstraße / Holbeinstraße / Tietzenweg hoch bzw. in den Blöcken Gardeschüt-
zenweg / Tietzenweg / Sophienstraße / Kyllmannstraße gering und sonst mittel eingestuft 
wird. 

Der Versieglungsgrad der Böden im überwiegenden Bereich des Geltungsbereichs beträgt 
30-40%. Im Bereich der Blöcke Gardeschützenweg / Tietzenweg / Sophienstraße / Kyll-
mannstraße >30-50%. Im Block Augustastraße / Memlingstraße / Holbeinstraße / Tietzen-
weg beträgt der Grad der Versiegelung der Böden nur noch >20-30%. 
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Laut Umweltatlas sind bei Planungsentscheidungen folgende Anforderungen hinsichtlich des 
vorsorgenden Bodenschutzes zu berücksichtigen. Für den Geltungsbereich gilt, keinen Net-
toverlust an Fläche und Funktionen des Bodens zuzulassen, Eingriffe sollen prioritär vermie-
den, vermieden bzw. minimiert werden. 

Als Ergebnis ist festzustellen, dass durch die Umstellung der Berechnungsgrundlagen auf 
die BauNVO 90 planungsrechtlich im Bereich Boden und Wasser keine Verschlechterungen 
auftreten. Durch das neue Planungsrecht gegenüber dem bereits geltenden Planungsrecht 
wird kein zusätzlicher Bedarf an Grund und Boden ausgelöst, der durch Versiegelung oder 
Überbauung in Anspruch genommen werden darf. Die geplante GRZ des Bebauungsplans 
richtet sich nach dem derzeitigen Bestand. 

Es ergeben sich keine Anhaltspunkte, die der Planung entgegenstehen.  

2.4. Schutzgut Wasser 

Das Plangebiet liegt außerhalb der Wasserschutzzonen. Mit der Beibehaltung der offenen 
Bauweise bei einer geringen Versieglung ist eine Beeinträchtigung des Schutzguts Wasser 
bei Umsetzung der Planung nicht gegeben. 

Eine Durchsicht der Informationen des FIS-Brokers zum Schlagwort Wasser und Grundwas-
ser brachte folgende zusätzliche Informationen: 

Der Flurabstand des Grundwassers beträgt im Plangebiet 10-20 m. Für die Grundwasser-
neubildung weist der Umweltatlas 2012 in den Blöcken Augustastraße / Memlingstraße / 
Holbeinstraße / Tietzenweg und Viktoriastraße / Sophienstraße / Kyllmannstraße >150-200 
mm/a, Gardeschützenweg / Tietzenweg / Viktoriastraße >100-150 mm/a und Sophienstraße 
/ Viktoriastraße / Augustastraße / Kyllmannstraße >50-100 mm/a aus.  

Die Verschmutzungsempfindlichkeit des Grundwassers im Plangebiet ist mittel. Das Plange-
biet ist überwiegend durch Regen- und Schmutzwasserkanalisation im öffentlichen Straßen-
land erschlossen. Im Block Viktoriastraße / Sophienstraße / Kyllmannstraße besteht nur eine 
Schmutzwasserkanalisation ohne Regenwasserkanalisation. Die Regenwasserkanalisation 
gehört zum Fließgebiet des Teltowkanals. Im Plangebiet ist die Regelungsfunktion für den 
Wasserhaushalt überwiegend sehr gering bis hoch. Im Bereich Gardeschützenweg / 
Tietzenweg / Sophienstraße und Kyllmannstraße gering bis mittel. 

Im Bereich Wasser wurden keine Informationen ermittelt, die der Planung entgegenstehen 
könnten. Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser sind bei Durchführung der 
Planung nicht zu erwarten. 

Mit der Beibehaltung der offenen Bauweise bei einer geringen Versieglung ist eine Beein-
trächtigung des Schutzguts Wasser auch bei Umsetzung der Planung nicht gegeben. 

Oberflächenwasser 

Im Plangebiet selbst kommen keine Oberflächengewässer vor.  

2.5. Schutzgut Luft und Klima 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Vorranggebiets Luftreinhaltung. Die bestehende Bebau-
ung soll weitgehend erhalten bleiben. Als wesentliche Emittenten sind der Hausbrand und 
der KFZ-Besatz zu nennen. Da durch den Bebauungsplan im Verhältnis zu dem bestehen-
den Planungsrecht keine zusätzliche Bebauung ermöglicht werden soll, ist eine Zunahme 
von Luftemissionen nicht zu erwarten. Vielmehr dürften sich langfristig bei Modernisierung 
der Heizsysteme nach dem Stand der Technik die Luftemissionen verringern. 

Durch die geplante Festsetzung der offenen Bauweise bleibt der Luftaustausch erhalten. 
Insbesondere in den Sommermonaten kann somit auch ein Temperaturausgleich erfolgen. 

2.6. Schutzgut Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Das Plangebiet gehört nicht zum Weltkulturerbe. Dennoch befinden sich zahlreiche Denkmä-
ler im Plangebiet, die auch im Bebauungsplan gekennzeichnet werden. 
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Für das Plangebiet ist ein Erhaltungsgebiet nach § 172 BauGB festgesetzt. 

Eine Beeinträchtigung der bestehenden Denkmäler durch die Planung ist nicht gegeben. 

2.7. Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgütern, Landschaft und biologischer Vielfalt 

Mit der Umstellung der Berechnungsgrundlage auf die BauNVO 90, der Freihaltung der be-
stehenden Freiräume in den Blockinnenbereichen von einer möglichen Bebauung tritt für 
diesen Themenkomplex planungsrechtlich eine Verbesserung ein. Eine weitergehende Ein-
schränkung des Nutzungsmaßes würde aber die Entwicklungsfähigkeit der Grundstücke un-
zumutbar beeinträchtigen. 

2.8. Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung  

Im Plangebiet befinden sich keine FFH-Gebiete (Fauna-Flora-Habitat) wie auch keine Land-
schaftsschutz- und Naturschutzgebiete.  

2.9. Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Ab-
wässern 

Das Plangebiet ist an die Schmutzwasser- und Regenwasserkanalisation angeschlossen. 
Die sachgerechte Entsorgung der Abwässer ist somit gegeben. 

Die Abfallbeseitigung erfolgt nach den berlinweiten Vorgaben für Hausmüll. 

Vorkehrungen zur Vermeidung von Emissionen werden nicht für erforderlich gehalten, da es 
sich um ein bestehendes Wohngebiet handelt. Die Instandhaltung und Modernisierung der 
Heizanlagen erfolgt nach den Vorgaben der Umweltschutzgesetzgebung. 

2.10. Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen 

Für das Plangebiet gelten keine Landschaftspläne. Es befinden sich für das Plangebiet auch 
keine Landschaftspläne in Aufstellung. 

Besondere Vorgaben des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts sind nicht erkenn-
bar. 

2.11. Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Im Plangebiet befinden sich als Bauflächen lediglich lange bestehende Wohnbauflächen und 
somit keine erheblichen Emittenten. Die Erschließungsstraßen bestehen ebenfalls seit lan-
gem. 

Somit werden durch die Planung keine neuen Emissionsquellen begründet. 

2.12. Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein seit Jahren gewachsenes und bebautes Wohn-
gebiet. Ziel der Planung ist die Sicherung der bestehenden Strukturen mit ihren z. T. histo-
risch wertvollen Gebäuden und Anlagen. 

Hierzu soll das bestehende Planungsrecht modifiziert werden. Unter Berücksichtigung des 
Bestands und die Umstellung auf die Berechnungsgrundlagen der BauNVO 90, werden 
nunmehr auch Zufahrten und Stellplätze bei der Ermittlung der GRZ berücksichtigt. Mit der 
Festsetzung einer Bautiefenregelung sollen die bestehenden zusammenhängenden freien 
Blockinnenbereiche langfristig freigehalten werden. 

Auf die Festsetzung einer GFZ wird verzichtet. Hier wird davon ausgegangen, dass die be-
stehenden, historisch bedingten, vielfältigen Räumlichkeiten in anderen als Vollgeschossen 
auch einer Nutzung zugeführt werden können, ohne auf die GFZ angerechnet zu werden. 

Zur Erhaltung der Eigenart des Gebiets wurde im gesamten Geltungsbereich ein Erhal-
tungsgebiet gemäß § 172 BauGB festgesetzt. Die Verordnung ist im Gesetz- und Verord-
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nungsblatt (GVBl.) Nr. 49, S. 255-257 vom 19. November 1991 veröffentlicht. Die Errichtung, 
der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung baulicher Anlagen bedürfen somit 
einer Genehmigung. Gemäß § 172 Abs. 3 BauGB darf die Genehmigung versagt werden, 
wenn die bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das 
Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, 
insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung ist. 

Mit den unter Denkmalschutz stehenden Baulichkeiten/Anlagen ergibt sich somit ein umfas-
sender Schutz der historisch bedeutenden Bausubstanz. 

Hinsichtlich der Umweltbelange tritt mit der Planung planungsrechtlich gesehen durchweg 
eine Verbesserung ein, da die bestehenden zusammenhängenden Freiflächen im Blockin-
nenbereich langfristig gesichert werden und mit der Umstellung der Berechnungsgrundlage 
der GRZ auf die BauNVO 90 die Versiegelung im Verhältnis zum bestehenden Planungs-
recht begrenzt wird. Wenn die Planung nicht durchgeführt wird können diese Aspekte man-
gels Rechtsgrundlage nicht hinreichend gesteuert werden. 

Vor diesem Hintergrund sind Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Auswirkungen nicht erforderlich, da keine nachteiligen Auswirkungen ermittelt 
werden konnten. 

2.13. Eingriff in Natur und Landschaft 

Mit den Festsetzungen des Bebauungsplans werden die Freiflächen nachhaltig gesichert. Im 
Besonderen werden die Blockinnenbereiche vor weiterer Verdichtung geschützt. 

Die Planung unterstützt hier maßgeblich die im Landschaftsprogramm geforderten Maß-
nahmen zum Schutz des Landschaftsbildes, des Biotop- und Artenschutzes, des Naturhaus-
halt und Umweltschutzes sowie der Erholung und Freiraumplanung (siehe Punkt 3 Umwelt-
bericht). 

Ökologisch wertvolle Bereiche für die Erhaltung und Entwicklung von Tier- und Pflanzenwelt 
werden durch Einschränkung der Versiegelungsmöglichkeit geschützt. Auch das Kleinklima 
im Geltungsbereich wird positiv durch die Planung beeinflusst. Eine Ausgleichsmaßnahme 
ist nicht erforderlich, denn es liegt kein Eingriff gemäß § 14 Berliner Naturschutzgesetz 
(NatSchG Bln) vor. Bereits im BNP ist das Gebiet als Bauland festgesetzt. Demgegenüber 
treten durch den einfachen Bebauungsplan keine negativen Änderungen ein. 

2.14. In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten, etwa die Sicherung der bestehenden Baustruktur 
durch differenzierte Baukörperausweisungen oder die Festschreibung detaillierter Regelun-
gen zum Umweltschutz, würden jedoch die Entwicklungsmöglichkeiten der Grundstücke und 
die Entfaltungsmöglichkeiten unzumutbar beschränken, da hier die Verhältnismäßigkeit nicht 
gewahrt bliebe. Die Grundstückseigentümer im Plangebiet haben das Recht im Rahmen des 
Art. 14 GG ihr Eigentum zu nutzen und entsprechend den Festsetzungen des Bebauungs-
plans zu bauen.  

3. Zusätzliche Angaben 

3.1. Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren so-
wie Hinweise auf Schwierigkeiten 

Im jetzigen Planungsstadium wurde im Wesentlichen auf die Informationen im FIS-Broker im 
Intranet, wie auf die bestehenden planungsrechtlich relevanten gesetzlichen Grundlagen zu-
rückgegriffen. Diese Informationen wurden durch Stellungnahmen der Fachämter im Rah-
men der Beteiligungsverfahren nach § 4 BauGB ergänzt. 
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3.2. Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswir-
kungen auf die Umwelt 

Bei der Durchführung des Bebauungsplans sind keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt zu erwarten. Vor diesem Hintergrund ist eine Überwachung der Auswirkungen bei 
Durchführung des Bebauungsplans nicht erforderlich. Die Behörde wird jedoch eingehende 
Bauanträge auch unter dem Gesichtspunkt der Umweltauswirkungen prüfen. 

3.3. Allgemein verständliche Zusammenfassung der erforderlichen Angaben 

Im Ergebnis der Umweltprüfung werden durch die Planung keine erheblichen Auswirkungen 
auf die Umwelt begründet, die zu einer Verschlechterung der hier betrachteten Umweltbe-
lange führen. 

Die vorhandene Vorbelastung im Bereich Schutzgut Menschen und Gesundheit, Bevölke-
rung – Teilbereich Lärm wird durch die Planung selbst nicht berührt. Dennoch ist die Vorbe-
lastung bei der Errichtung neuer Gebäude zu berücksichtigen; es ist zu prüfen ob ggf. Lärm-
schutzfenster oder andere Lärmminderungsmaßnahmen erforderlich sind. 

Mit der Umstellung der Berechnungsgrundlage des Maßes der baulichen Nutzung auf die 
BauNVO 90 verbessert sich die Umweltsituation planungsrechtlich in vielen Bereichen. Hier-
nach sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflächen von Garagen und Stellplät-
zen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzurechnen. 
Die zulässige Grundfläche darf durch diese Anlagen bis zu 50 % überschritten werden. Wei-
tere Überschreitungen in geringfügigem Ausmaß können zugelassen werden. Soweit der 
Bebauungsplan nichts anderes festsetzt, kann im Einzelfall von der Einhaltung der sich er-
gebenden Grenzen, bei Überschreitungen mit geringfügigen Auswirkungen auf die natürliche 
Funktion des Bodens oder wenn die Einhaltung der Grenzen zu einer wesentlichen Er-
schwerung der zweckentsprechenden Grundstücksnutzung führen würde, abgesehen wer-
den. 

Die Festsetzungen sollen keine wesentliche Erschwerung der zweckentsprechenden Grund-
stücksnutzung begründen. Vielmehr soll die Versiegelung unter Anerkennung der zweckent-
sprechenden Grundstücksnutzung auf das notwendige Maß begrenzt werden. Hierzu kön-
nen im Rahmen eines Bauantrags von den Antragstellern Angaben zu den versiegelten Flä-
chen gefordert werden, an Hand derer die zweckentsprechende Grundstücksnutzung er-
sichtlich ist und ggf. kann bei Überschreitung der zulässigen Grenze geprüft werden kann, 
ob eine geringere Versiegelung gefordert werden muss. 

In diesem Zusammenhang ist auch die planungsrechtliche Sicherung der unbebauten Blo-
ckinnenbereiche zusehen. Hier soll zwar eine zweckentsprechende Grundstücksnutzung 
nicht unterbunden werden, dennoch sollen die Chancen einer ökologisch vernetzten Ent-
wicklung zur nachhaltigen Verbesserung der Umweltsituation, soweit möglich und umsetz-
bar, genutzt werden. 

III. PLANINHALT und ABWÄGUNG 

1. Ziel der Planung und wesentlicher Planinhalt (Grundzüge der Planung) 

Mit dem Bebauungsplan soll erreicht werden, dass die städtebauliche Entwicklung die vor-
handenen Strukturen aufnimmt und damit insbesondere das Zusammenwirken von 
Blockstruktur und erhaltenswertem Stadt- und Landschaftsbild berücksichtigt wird. 

Der Bebauungsplan wurde vom Bezirksamt als einfacher Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 
3 BauGB eingeleitet.  

Wesentliche planerische Ziele sind:  

 die Sicherung des erhaltenswerten Gebietscharakters von „Lichterfelde West“ als Be-
standteil der von Johann Anton Wilhelm von Carstenn als Vorort geplanten Villen- und 
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Landhaussiedlung „Groß-Lichterfelde“ und hier insbesondere der ortstypischen offe-
nen Bebauungsstruktur sowie  

 der Ausschluss weiterer Bebauungen im Blockinnenbereich („Hinterlandbebauungen“, 
Bebauung in 2. oder 3. Reihe), 

 die Ermöglichung von Anbauten und sonstigen baulichen Ergänzungen innerhalb ei-
ner Bebauungstiefe von 20,0 m. 

Der Bebauungsplan soll im Wesentlichen die überbaubaren Grundstücksflächen, die zuläs-
sigen Haustypen (Einzel- und Doppelhäuser) und das Maß der baulichen Nutzung festset-
zen. Das Nutzungsmaß wird bestimmt durch:  

 die GRZ, die nach erhaltenswertem Bestand und städtebaulichen Zielsetzungen 
überwiegend im gesamten Gebiet auf GRZ = 0,25 festgesetzt wird; 

 die Zahl der zulässigen Vollgeschosse unter Berücksichtigung des Bestandes  
(Z = I, II) sowie 

 die offene Bauweise. 

Der Bebauungsplan selbst ist somit kein qualifizierter Bebauungsplan im Sinne des § 30 
BauGB. In Verbindung mit den Festsetzungen des BNP (Fassung vom 28.12.1960, der ge-
mäß § 173 Abs. 3 BBauG als Bebauungsplan übergeleitet wurde) zur Art der baulichen Nut-
zung gilt er gemäß § 30 Abs. 1 BauGB als qualifizierter Bebauungsplan. Im Baugenehmi-
gungsverfahren ist somit § 34 BauGB nicht mehr anzuwenden. 

2. Entwickelbarkeit aus dem Flächennutzungsplan 

Der FNP Berlin zuletzt geändert am 13. Mai 2014 (ABl. S. 1019f) stellt den Bereich als 
Wohnbaufläche W3 mit einer mittleren bauflächenbezogenen Geschossflächenzahl –GFZ– 
bis zu 0,8 (überwiegend verdichtete einfamilienhausähnliche Wohnformen, Stadtvillen, Rei-
henhäuser, Hausgruppen; zwei bis drei Geschosse) dar. 

In den Grundsätzen für die Entwicklung von Bebauungsplänen wird unter Punkt 3 folgendes 
erläutert: 

„Die Geschossflächenzahlen der Wohnbauflächen geben Obergrenzen an. Sie sollen auch 
in Wohnbauflächen größer als drei Hektar (ha) unterschritten werden, wenn der Charakter 
und die Struktur der Wohnbaufläche dies erfordern.“ 

Sinn und Zweck dieses Bebauungsplans ist gerade die Erhaltung des ortstypischen Ge-
bietscharakters und die Möglichkeit einer behutsamen Entwicklung im Rahmen einer fiktiven 
GFZ von ca. 0,2 bis ca. 0,8. Da die GFZ nicht festgesetzt wird und sich die Baumasse über 
die GRZ und die Geschossigkeit regelt, kann nur von einer fiktiven GFZ gesprochen werden. 
Der Bebauungsplan lässt sich somit aus dem FNP Berlin entwickeln. 

Die vorgesehene Planung steht in Einklang mit den Vorgaben des FNP. 

3. Begründung einzelner Festsetzungen 

3.1. Überbaubare Grundstücksflächen 

Mit den Baugrenzen werden die überbaubaren Grundstücksflächen im Sinne des § 23 Abs. 
3 BauNVO 90 festgesetzt. Dabei entsprechen die vorderen – straßenseitigen – Baugrenzen 
den förmlich festgestellten (f. f.) Baufluchtlinien. Die Vorgartentiefe beträgt bis auf eine Aus-
nahme 7,50 m. Das Zurückspringen der vorderen Baugrenze ist auf dem Grundstück Au-
gustastraße 30 um 21,0 m deshalb erforderlich geworden, weil es sich hier um ein zurück-
gesetztes denkmalgeschütztes Einzelgebäude handelt, das in besonderer Weise das Orts-
bild prägt. 

Die künftig zulässige Bebauungstiefe von 20,0 m basiert auf der vom Fachbereich Stadtpla-
nung ermittelten Siedlungsstruktur. Hierbei wurde untersucht, ob ein Block bereits im Innen-
bereich verdichtet ist oder noch die historische Blockrandbebauung aufweist. Prägende und 
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II / 0,25 

- / o       in allen Blöcken im Plangebiet erreicht werden. 

I / 0,25 

- / o        festgesetzt. 

damit erhaltenswerte Blockinnenbereiche werden ebenfalls berücksichtigt. Der überwiegen-
de Teil der vorhandenen Gebäude endet noch vor der Bebauungstiefe von 20 m. Somit ist 
eine Reduzierung der hinteren Bautiefe von 25 m auf 20 m von stadtplanerische Seite mög-
lich. 

Handelt es sich um einen intakten Baubereich im Sinne von Punkt I.1. (S. 4 ff.) dieser Be-
gründung, so wird, gemessen ab der straßenseitigen Baugrenze, eine überbaubare Fläche 
von 20,0 m Tiefe (Bebauungstiefe) mit hinteren Baugrenzen angegeben. Zeigt der Innenbe-
reich Ansätze von Zersiedlung und zugleich prägenden Baumbestand und/oder größere zu-
sammenhängende freie Bereiche, so wird ebenfalls nur die historisch belegte, straßenbeglei-
tende Bebauung planungsrechtlich zugelassen.  

Bei ansonsten intakten Blockinnenbereichen, erfolgt für bereits bebaute Grundstücke im 
Blockinnenbereich eine reine Baukörperausweisung durch enges Umfahren der Baukörper 
mit Baugrenzen und einer I-geschossigen Ausweisung.  

Als zulässige Grundfläche wird für diese Grundstücke (Tietzenweg 30, Memlingstraße 7 C, 
Kyllmannstraße 1 C sowie Augustastraße 15 B – 15 E, 30 A, 30 B) die im zeichnerischen 
Teil festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt. (Textliche Festsetzung Nr. 2) 

Gebäude, die aufgrund der oben ausgeführten städtebaulichen Gründe auf künftig nicht 
überbaubarer Grundstücksfläche stehen, haben Bestandsschutz.  

In dem Baublock Sophienstraße / Tietzenweg / Augustastraße / Kyllmannstraße (Block 076) 
sind bereits mehrere selbständige Grundstücke im Blockinnenbereich gebildet und bebaut 
worden. Eine Rückführung auf die städtebaulich gewünschte Freihaltung der Blockinnenbe-
reiche ist auf Grund der tatsächlich vorhandenen Bebauung und den geschaffenen Eigen-
tumsverhältnissen jetzt nicht mehr möglich und durchführbar. Um weiterhin die Verdichtung 
im Blockinnenbereich zu verhindern wird auch hier eine hintere Bautiefe von 20 m (hinter der 
straßenseitigen Baugrenze) festgesetzt. Das hat für diesen Baublock zur Folge, dass dort 
eine weitere Verdichtung des Blockinnenbereiches nicht mehr stattfinden kann. Die Hinter-
landbebauung wird durch eine Baukörperfestsetzung mit I-Geschossigkeit geregelt.  

Planerisches Ziel ist, den durch eine hochwertige Gartenstruktur geprägten Blockinnenbe-
reich von einer Bebauung freizuhalten und den Grund und Boden vor weiterer Versiegelung 
zu schützen. Dies soll durch die Festsetzung der Bautiefe von 20,0 m und des Nutzungsma-
ßes  

 

Der Baublock Augustastraße / Augustaplatz / Memlingstraße / Holbeinstraße / Tietzenweg 
(Block 078) bildet eine Ausnahme. Er gliedert sich durch die Art und Weise seiner Bebauung 
in zwei Blockhälften auf. Demzufolge wird er auch verschiedenartig festgesetzt.  

Die nordwestliche Hälfte besteht aus 15 selbstständigen Grundstücken und ist in offener 
Bauweise einheitlich als ein besonderer Siedlungsbereich, in Form von Bungalows, bebaut 
und erschlossen. Es ist hier von vornherein ein freier Blockinnenbereich nicht geplant gewe-
sen, so dass auf eine hintere Baugrenze von 20,0 m verzichtet wird. Als Nutzungsmaß  
wird  

 

Die südöstliche Hälfte ist dagegen im Blockinnenbereich unbebaut geblieben, obwohl es be-
reits einige geteilte Grundstücke gibt, deren Eigentümer mit den vorderen Grundstückshälf-
ten identisch sind. Hier findet das planerische Ziel der Freihaltung der Blockinnenbereiche 
des gesamten Gebietes Anwendung. 

Der Baublock Augustaplatz / Augustastraße / Moltkestraße / Holbeinstraße / Memlingstraße 
(Block 065) ist überwiegend unbebaut geblieben. Eine Ausnahme bilden die bereits erwähn-
ten Grundstücke Augustastraße 30 A, 30 B und Memlingstraße 7 C. Eine weitere Hinter-
landbebauung soll in diesem Blockinnenbereich zukünftig ausgeschlossen sein. Dies wird 
mit Hilfe der Bestimmung der hinteren Bautiefe von 20 m (hinter der straßenseitigen Bau-
grenze) festgesetzt. 
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3.2. Maß der baulichen Nutzung 

Der BNP (Fassung vom 28.12.1960), soweit er in Verbindung mit den städtebaulichen Vor-
schriften der BauO Bln 58 (Fassung vom 21.11.1958) und den f. f. Fluchtlinien aufgrund des 
§ 30 BauGB als Bebauungsplan gilt, wird hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung ge-
ändert, indem die hier aus der geltenden Baustufe II/3 resultierenden GFZ 0,6 nicht mehr 
festgesetzt wird. 

Auf die Festsetzung einer GFZ wird verzichtet, da das Nutzungsmaß durch die GRZ und die 
Zahl der zulässigen Vollgeschosse ausreichend bestimmt wird (§ 16 Abs. 3 BauNVO 90). 

Aufgrund des derzeitigen Gebäudebestandes im Geltungsbereich ist die GFZ als Instrument, 
eine ortstypische villenartige Bebauung zu erreichen und in ihrem Bestand zu sichern, wenig 
geeignet. Um eine aufgelockerte, flächenschonende Bebauung in angemessener Höhe und 
Dachausformung zu schaffen, ist die GRZ in Verbindung mit der Zahl der Vollgeschosse ge-
eigneter. Fiktiv lässt sich die GFZ durch die Zahl der Vollgeschosse sowie der GRZ errech-
nen. 

Durch den Verzicht auf die GFZ wird gleichzeitig die Schaffung von Wohnräumen in den 
auch gestalterisch für das Ortsbild erwünschten Dachbereichen ermöglicht. Auf einer gering 
versiegelten Grundstücksfläche soll unter Wahrung der Geschossigkeit von in der Regel Z=II 
ein Maximum an Wohnfläche zulässig sein. 

Der Gebietscharakter von Lichterfelde West resultiert weitgehend aus dem Zusammenwir-
ken der städtebaulichen Kriterien: 

 Lage und Stellung der Gebäude auf dem Grundstück, 

 überbaute Fläche, 

 maßgebliche Kubatur (Länge / Breite / Höhe), 

 Baukörpergliederung, 

 Vorgarten- und Freiflächenanteil, 

 Dachform. 

Ausschlaggebend für die Festsetzung des GRZ-Wertes sind die Zielsetzung der Bestandssi-
cherung sowie Zulassung von Erweiterungsmöglichkeiten einerseits, andererseits die Siche-
rung der erhaltenswerten vorhandenen charakteristischen städtebaulichen Struktur der Be-
bauung innerhalb der Blöcke. Zu diesem Zweck wurde vom Fachbereich Stadtplanung die 
vorhandene GRZ für alle im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegenden Grundstücke 
ermittelt. Aufgrund der bestehenden Bebauung der Grundstücke wurden gebietsprägende 
Bebauungsdichten anhand ähnlicher GRZ-Werte zusammengefasst und entsprechende 
Obergrenzen definiert.  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans werden als Maß der baulichen Nutzung die GRZ-
Werte auf 0,25 bei Geschosszahlen von I und II festgesetzt. Im Blockinnenbereich sind ge-
gebenenfalls einzelne bereits geteilte Grundstücke zu sichern. Eine reine Baukörperauswei-
sung wird zusätzlich mit dem Nutzungsmaß der I-Geschossigkeit festgesetzt. 

Der Bestand im Baugebiet wird in der Kartengrundlage zum Teil als drei- und viergeschossig 
dargestellt. Nichtsdestotrotz ist die vorherrschende Baustruktur wesentlich durch eine zwei-
geschossige Bebauung, teilweise mit vollgeschossartig ausgeprägten Souterrains und 
Dachausbauten, charakterisiert. Die Festsetzung von zwei zulässigen Vollgeschossen orien-
tiert sich somit an der überwiegenden Bebauung und bestimmt so auch das Maß der bauli-
chen Nutzung. Daraus, wie auch aus den Zielen der Erhaltungsverordnung, resultiert der 
Verzicht auf eine Aufweichungsregel, nach der eine Abweichung von der zulässigen Zahl der 
Vollgeschosse bei gleichzeitiger Einhaltung der GFZ möglich wäre. 

Nach bisherigem Planungsrecht, also BNP i. V. m. der BauO Bln 58 und dem Bebauungs-
plan XII-A, gilt für die Ermittlung der GFZ § 20 Abs. 2 BauNVO i. d. F. v. 26.11.1968 (BGBl. I 
S. 1237 mit Berichtigung BGBl. I 1969 S. 11). Danach sind Aufenthaltsräume in anderen als 
Vollgeschossen auf die GFZ anzurechnen.  
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Die geplante Ablösung dieser Berechnungsgrundlage durch den Bebauungsplan 6-9 B be-
wirkt demgegenüber keine Wertminderung der betroffenen Grundstücke durch das geplante 
Maß der Nutzung. 

Mit § 20 Abs. 3 BauNVO in der Bekanntmachung der Neufassung vom 23.01.1990 entfällt 
die nach altem Recht zwingend vorgeschriebene Anrechnungspflicht von Aufenthaltsräumen 
einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und Umfassungswände in anderen 
als Vollgeschossen bei der Berechnung der GFZ. Mit den geplanten Festsetzungen des Be-
bauungsplans 6 – 9 B entfällt insgesamt die Anrechnungspflicht von Aufenthaltsräumen in 
anderen als Vollgeschossen, da der Bebauungsplan eine GFZ nicht festsetzen soll. 

Die Vergünstigungen nach § 4 Abs. 1 Maßnahmengesetz zum BauGB vom 28.04.1993 
(BGBl. I S. 622) zuletzt geändert durch 6. VwGOÄndG vom 01.11.1996 (BGBl. I 1996,1629), 
wonach eine Überschreitung der zulässigen GFZ durch Flächen von Aufenthaltsräumen zu-
gelassen werden kann, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, sind seit dem 
01.01.1998 nicht mehr gegeben, da diese Regelungen zeitlich befristet waren und aufgeho-
ben wurden. 

Der Gebäudebestand im künftigen Geltungsbereich unterliegt dem Bestandsschutz. Da die 
bislang zulässige GFZ auch nach Festsetzung des Bebauungsplans weiterhin verwirklicht 
werden kann, geht von der Planung kein Eingriff in die Eigentumsrechte bezüglich des Ma-
ßes der baulichen Nutzung aus, der gesetzliche Ansprüche nach § 39 ff. BauGB auslösen 
kann. Es tritt somit keine wesentliche Wertminderung der Grundstücke in den betroffenen 
Siedlungsbereichen ein. 

Vorliegend ist zusätzlich § 42 Abs. 3 BauGB zu beachten. In dieser Vorschrift wird bestimmt, 
dass der Eigentümer nur eine Entschädigung für Eingriffe in die ausgeübte Nutzung verlan-
gen kann, wenn die zulässige Nutzung seines Grundstücks nach Ablauf von 7 Jahren auf-
gehoben oder geändert wird. Dies ist vorliegend der Fall. Seit Inkrafttreten des Baunut-
zungsplans sind mehr als 7 Jahre vergangen. Es wäre dann nur noch Entschädigung zu ge-
währen, wenn die verwirklichte Nutzung unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert wird. 
Dies ist vorliegend nicht der Fall. Die ausgeübte Nutzung wird in keiner Weise berührt und 
auch nicht erschwert. Da der Bebauungsplan 6-9 B keine GFZ festsetzt, kann gleichzeitig 
die Schaffung von Wohnräumen in den auch gestalterisch für das Ortsbild erwünschten 
Dachbereichen ermöglicht werden. Solange es sich hier nicht um ein Vollgeschoss handelt, 
wird das Dachgeschoss nicht angerechnet. Auf einer gering versiegelten Grundstücksfläche 
soll unter Wahrung der Geschossigkeit von in der Regel Z=II ein Maximum an Wohnfläche 
zulässig sein. Die geringfügige Herabsetzung der GRZ hat somit keine Auswirkungen auf die 
Geschossfläche. 

Hinsichtlich der nicht bebauten Grundstücke im Blockinnenbereich ist die Möglichkeit der 
Bebauung spätestens 3 Jahre nach einer möglicherweise erfolgten Teilungsgenehmigung 
erloschen. Mit der Änderung des § 19 BauGB im Jahr 2004 entfiel die Teilungsgenehmigung 
der Baugenehmigungsbehörde und dadurch die Prüfung auf Baurecht für das zu teilende 
Grundstück.  

Die damalige Teilungsgenehmigung mit Sicherung einer Bebauung (vor 2004) war für die 
Grundstücke somit nach 3 Jahren erloschen. Ein Rechtsanspruch auf eine Baugenehmigung 
besteht so nicht mehr, so dass ein Entschädigungsanspruch gegenüber dem Land Berlin 
nach der Festsetzung des Bebauungsplans nicht geltend gemacht werden kann. Eine we-
sentliche Wertminderung der Grundstücke tritt dadurch nicht ein. Die Tatbestände der Vor-
schrift § 42 Abs. 5 - 7 BauGB sind vorliegend nicht gegeben. 

3.3. Bauweise 

Ein weiteres Instrument zur Wahrung einer städtebaulichen Ordnung ist die Regelung der 
Bauweise. Nach dem BNP gilt für den gesamten Geltungsbereich die geschlossene Bauwei-
se (Baustufe II/3). Für alle Grundstücke soll nunmehr die offene Bauweise festgesetzt wer-
den. 

Der weit überwiegende Teil der Grundstücke ist in offener Bauweise bebaut. Die geschlos-
sene Bauweise entspricht, bis auf zwei Ausnahmen (Gardeschützenweg 109 – 113, 
Tietzenweg 51 – 55 / Viktoriastr. 6 – 6A), nicht den tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten. 
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Nach der geltenden Rechtsprechung ist in solchen Bereichen vom Wegfall der Festsetzung 
der geschlossenen Bauweise auszugehen, wenn ein größerer, abgrenzbarer Baublock voll-
ständig offen bebaut ist und daher die geschlossene Bauweise sich an keiner Stelle dieses 
Gebiets mehr durchsetzen kann.7 

Der Bebauungsplan schafft nunmehr Rechtssicherheit für alle Grundstücke im Geltungsbe-
reich durch Festsetzung der offenen Bauweise. 

Die oben genannten Ausnahmen von der offenen Bauweise sollen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i. V. mit § 1 Abs. 10 BauNVO Bestandsschutz genießen. Bei Neuerrichtung der Ge-
bäude auf den oben genannten Grundstücken ist die offene Bauweise zu berücksichtigen. 
Von der Planung geht kein Eingriff in die Eigentumsrechte bezüglich des Maßes der bauli-
chen Nutzung aus, der gesetzliche Ansprüche nach § 39 ff. BauGB auslösen kann. Es tritt 
somit keine wesentliche Wertminderung der Grundstücke in den betroffenen Siedlungsberei-
chen ein.  

3.4. Zulässige Haustypen 

Im Bebauungsplangebiet werden nur Einzel- und Doppelhäuser zugelassen (siehe textliche 
Festsetzung Nr. 1). Diese Haustypen sind ortsbildprägend für Lichterfelde West und sollen 
zukünftig auch planungsrechtlich gesichert werden. Hausgruppen oder Reihenhäuser wür-
den den Charakter des Gebietes widersprechen und dem Planungsziel dieses Bebauungs-
plans entgegenstehen. 

3.5. Verkehrsflächen 

Im Geltungsbereich existieren förmlich festgestellte (f. f.) Straßen- und Baufluchtlinien. Die 
f. f. Straßenfluchtlinien werden übernommen und als Straßenbegrenzungslinien im Sinne 
des § 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB festgesetzt. 

Durch die Bestätigung der f. f. Straßenfluchtlinien als im Bebauungsplan festgesetzte Stra-
ßenbegrenzungslinien erfolgt kein Eingriff in bestehende Rechtsverhältnisse. Straßenbe-
grenzungslinien und straßenseitige Grundstücksgrenzen sind identisch und entsprechen der 
Örtlichkeit. 

Die vorhandenen Siedlungsstraßen im Geltungsbereich sind ausgebaut und dem öffentli-
chen Verkehr gewidmet. Die Straßenverkehrsflächen selbst sind nicht Gegenstand der Fest-
setzung (siehe textliche Festsetzung Nr. 5). 

3.6. Nachrichtliche Übernahmen 

Als nachrichtliche Übernahme wurden die Bereiche, die dem Denkmalschutz unterliegen, 
gemäß der Planzeichenverordnung eingetragen. In dem Plangebiet sind sowohl Einzel-
denkmale (Baudenkmale) als auch Denkmalbereiche (Gesamtanlagen und Ensembles) vor-
handen. 

Das Erhaltungsgebiet (ErhVO „Lichterfelde West“) gemäß § 172 BauGB ist im Bebauungs-
plan in der Planunterlage mit E gemäß der Planzeichenverordnung gekennzeichnet. Die im 
nordwestlichen Bereich des Bebauungsplanes liegenden acht Grundstücke (siehe Punkt 
I.2.4) fallen nicht unter diese Verordnung und bleiben damit weiterhin rechtsverbindlich (sie-
he textliche Festsetzung Nr. 6). Auch für diese Einfriedungen gilt Satz 1 dieser textlichen 
Festsetzung. 

3.7. Einfriedungen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Einfriedungen ab einer Höhe von 0,5 m nur 
offen und durchsichtig auszubilden. Der Sockel selbst (Sockelhöhe von 0,5 m) wird in sei-
nem Material bereits durch die Erhaltungsverordnungen und dazugehörige Voruntersuchun-
gen geregelt. Auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen zwischen Straßenbegren-

                                                
7
 vgl. Berliner Planungsrecht, Dr. Peter von Feldmann, Andreas Knuth, 1998, S. 93 
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zungslinie und vorderer Baugrenze sind Einfriedungen bis zu einer maximalen Höhe von 
1,60 m zulässig (siehe textliche Festsetzung Nr. 3).  

Eine Ausnahme von der Gestaltungsregelung kann zugelassen werden, wenn das Orts- und 
Landschaftsbild dadurch nicht negativ beeinträchtigt wird. (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 12 
Abs. 1 AG BauGB)  

Mit der Änderung der Berliner Bauordnung sind an den straßenseitigen Grundstücksgrenzen 
Mauern einschließlich Stützmauern und Einfriedungen mit einer Höhe bis zu 2 m verfahrens-
frei. (§ 62 Abs. 1 Nr. 6a BauO Bln) 

Eine undurchsichtige Grundstückseinfriedung würde die mit der offenen Bauweise beabsich-
tigte Gestaltung des Straßen-, Orts- und Landschaftsbildes stören. Eine solche Ausführung 
ist nicht mit dem beabsichtigen Planungsziel, vereinbar eine hohe Aufenthaltsqualität im 
Straßenraum mit alleeartigem Baumbestand und dem für die Grundstücke im Plangebiet 
charakteristischen Vorgartengrün zu sichern. Die generelle Durchlässigkeit soll zum einen in 
den Blockinnenbereichen die zusammenhängende Struktur der Grünflächen sichern, zum 
anderen soll somit die Luftzirkulation innerhalb der Wohnblöcke gewährleistet bleiben.  

Daher enthält der Planentwurf eine textliche Festsetzung (Nr. 3) zur Regelung von Einfrie-
dungen. Die Beschränkung der Höhe der straßenseitigen Einfriedungen auf maximal 1,60 m 
begründet sich aus dem Planungsziel die offene Bauweise im Plangebiet mit den ortstypi-
schen Vorgärten als wahrnehmbar aufrechtzuerhalten.  

3.8. Gärtnerische Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen (Vorgärten)  

Zur Sicherung der gärtnerischen Anlage von Vorgärten (Zone zwischen der Straßenbegren-
zungslinie und der vorderen, straßenseitigen Baugrenze), die das Orts- und Landschaftsbild 
des Plangebiets prägen, trifft der Bebauungsplan die textliche Festsetzung über die gärtneri-
sche Anlage dieser Grundstücksteile (siehe Textliche Festsetzung Nr. 4). Eine Ausnahme 
liegt bei dem Grundstück Augustastraße 30 vor. Hier sind, gemessen ab der Straßenbe-
grenzungslinie, Stellplätze und Garagen sowie untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen in einer Tiefe von 7,50 m unzulässig.  

Demzufolge sind innerhalb der nicht überbaubaren Flächen zwischen Straßenbegrenzungs-
linie und vorderer Baugrenze Stellplätze und Garagen im Sinne des § 12 BauNVO 90 sowie 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 Baunutzungs-
verordnung unzulässig. Somit wird gewährleistet, dass der Charakter der vorhandenen al-
leeartigen Straßenzüge mit Vorgärten erhalten bleibt. Die nachteilige Wirkung von oberirdi-
schen Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen auf das Stadtbild und die Freiraumgestal-
tung des Gebiets wird somit vermieden. 

Zudem wird festgesetzt, dass die überbaubaren Grundstücksflächen zwischen Straßenbe-
grenzungslinie und vorderer Baugrenze gärtnerisch anzulegen sind. Die Bepflanzungen sind 
zu erhalten. Die Art der Bepflanzung (z. B. Stauden, Rasen, Hecken, Sträucher etc.) bleibt 
jedoch den Vorstellungen des jeweiligen Grundstückseigentümers überlassen, da das Stra-
ßenbild dazu kein homogenes Vorbild bietet. Das Pflanzgebot gilt nicht für Wege und Zufahr-
ten.  

Die Festsetzung für die gärtnerische Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
im Vorgartenbereich dient der Durchgrünung im Plangebiet und dem Erhalt der landschaft-
lich geprägten aufgelockerten Bebauung. In Verbindung damit werden positive Auswirkun-
gen auf den Naturhaushalt (Verbesserung der Durchwurzelung bzw. Durchlüftung der Bö-
den, Erhöhung der Verdunstung und Sicherung ausgleichender Funktionen auf das Mikro-
klima), den Biotop- und Artenschutz (Schaffung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen) 
und auf das Landschaftsbild erzielt.  

4. Abwägung der öffentlichen und privaten Belange 

Mit dem Bebauungsplan soll erreicht werden, dass die städtebauliche Entwicklung die vor-
handenen Strukturen aufnimmt und damit insbesondere das Zusammenwirken von 
Blockstruktur und erhaltenswertem Stadt- und Landschaftsbild berücksichtigt wird. 
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Wesentliche planerische Ziele sind:  

 die Sicherung des erhaltenswerten Gebietscharakters von „Lichterfelde West“ als Be-
standteil der von Johann Anton Wilhelm von Carstenn als Vorort geplanten Villen- und 
Landhaussiedlung „Groß-Lichterfelde“ und hier insbesondere der ortstypischen offe-
nen Bebauungsstruktur,  

 der Ausschluss weiterer Bebauungen im Blockinnenbereich („Hinterlandbebauungen“, 
Bebauung in 2. oder 3. Reihe) sowie 

 die Ermöglichung von Anbauten und sonstigen baulichen Ergänzungen innerhalb ei-
ner Bebauungstiefe von 20,0 m. 

Um den Gebietscharakter zu sichern und zu erhalten, soll vor allem in den bereits mit leich-
ter Wohnbebauung vorzufindenden Blöcken (56, 65, 76), eine mögliche Bebauung verhin-
dert werden. Die Blöcke gelten derzeit als „intakt“ und sollen nach Auffassung der Stadtpla-
nung durch die Freihaltung der Blockinnenbereiche auch weiterhin so bleiben.  

Der Bebauungsplan soll im Wesentlichen die überbaubaren Grundstücksflächen, die zuläs-
sigen Haustypen (Einzel- und Doppelhäuser) und das Maß der baulichen Nutzung festset-
zen.  

Die künftig zulässige Bebauungstiefe von 20,0 m basiert auf der vom Fachbereich Stadtpla-
nung ermittelten, bestehenden Siedlungsstruktur. Bis auf sehr wenige Ausnahmen befinden 
sich alle Hauptbaukörper bereits jetzt in den künftig überbaubaren Grundstücksflächen.  

Gebäude, die aus städtebaulichen Gründen auf künftig nicht überbaubarer Grundstücksflä-
che stehen, genießen Bestandsschutz. Die Festsetzungen ermöglichen nach einem Ab-
riss/Abgang von Gebäuden außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen einen Wieder-
aufbau innerhalb der künftigen 20,0 m Bebauungstiefe, so dass die Eigentümer die Möglich-
keit wahrnehmen können, die festgesetzten Nutzungsmaße auszuschöpfen (ggf. an einer 
etwas anderen Stelle auf dem Grundstück).  

Weil keine GFZ festgesetzt wird, kann gleichzeitig die Schaffung von Wohnräumen in den 
auch gestalterisch für das Ortsbild erwünschten Dachbereichen ermöglicht werden. Auf einer 
gering versiegelten Grundstücksfläche soll unter Wahrung der Geschossigkeit von in der 
Regel Z=II ein Maximum an Wohnfläche zulässig sein. 

Um eine aufgelockerte, flächenschonende Bebauung in angemessener Höhe und entspre-
chender Dachausformung zu schaffen, ist es günstiger die GRZ in Verbindung mit der Zahl 
der Vollgeschosse festzusetzen. 

Ausschlaggebend für die Festsetzung des GRZ-Wertes sind die Zielsetzung der Bestandssi-
cherung sowie Zulassung von Erweiterungsmöglichkeiten einerseits, andererseits die Siche-
rung der erhaltenswerten vorhandenen charakteristischen städtebaulichen Struktur der Be-
bauung innerhalb der Blöcke. Zu diesem Zweck wurde vom Fachbereich Stadtplanung die 
vorhandene GRZ für alle im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegenden Grundstücke 
ermittelt. Die meisten Grundstücke im Geltungsbereich weisen im Bestand eine GRZ von 
kleiner gleich 0,25 auf. In Einzelfällen bedeutet die künftige GRZ von 0,25 eine leichte Erhö-
hung oder Verringerung des Nutzungsmaßes. In dieser Hinsicht relevant bzgl. der Ausnut-
zung eines Grundstücks sind die im Folgenden erläuterten Sachverhalte zur erzielbaren 
GFZ.  

Der Bestand im Baugebiet wird in der Kartengrundlage zum Teil als drei- und viergeschossig 
dargestellt. Nichtsdestotrotz ist die vorherrschende Baustruktur wesentlich durch eine zwei-
geschossige Bebauung, teilweise mit vollgeschossartig ausgeprägten Souterrains und 
Dachausbauten, charakterisiert. Die Festsetzung von zwei zulässigen Vollgeschossen orien-
tiert sich somit an der überwiegenden Bebauung und bestimmt so auch das Maß der bauli-
chen Nutzung. Daraus, wie auch aus den Zielen der Erhaltungsverordnung, resultiert der 
Verzicht auf eine Aufweichungsregel, nach der eine Abweichung von der zulässigen Zahl der 
Vollgeschosse bei gleichzeitiger Einhaltung der GFZ möglich wäre. 

Nach bisherigem Planungsrecht, also BNP i. V. m. der BauO Bln 58 und dem Bebauungs-
plan XII-A, gilt für die Ermittlung der GFZ § 20 Abs. 2 BauNVO i. d. F. v. 26.11.1968 (BGBl. I 
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S. 1237 mit Berichtigung BGBl. I 1969 S. 11). Danach sind Aufenthaltsräume in anderen als 
Vollgeschossen auf die GFZ anzurechnen.  

Die Ablösung dieser Berechnungsgrundlage durch den Bebauungsplan 6-9 B bewirkt dem-
gegenüber keine Wertminderung der betroffenen Grundstücke durch das geplante Maß der 
Nutzung. 

Mit § 20 Abs. 3 BauNVO in der Bekanntmachung der Neufassung vom 23.01.1990 entfällt 
die nach altem Recht zwingend vorgeschriebene Anrechnungspflicht von Aufenthaltsräumen 
einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und Umfassungswände in anderen 
als Vollgeschossen bei der Berechnung der GFZ. Somit werden mit Festsetzung des Be-
bauungsplans o. g. Flächen in anderen als Vollgeschossen (Souterrain, Dachgeschoss) 
nicht auf die GFZ angerechnet. Dadurch wird auch bei einer geringen Reduzierung der GRZ 
die nutzbare Fläche nicht herabgesetzt. 

Die Vergünstigungen nach § 4 Abs. 1 Maßnahmengesetz zum BauGB vom 28.04.1993 
(BGBl. I S. 622) zuletzt geändert durch 6. VwGOÄndG vom 01.11.1996 (BGBl. I 1996,1629), 
wonach eine Überschreitung der zulässigen GFZ durch Flächen von Aufenthaltsräumen zu-
gelassen werden kann, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, sind seit dem 
01.01.1998 nicht mehr gegeben, da diese Regelungen zeitlich befristet waren und aufgeho-
ben wurden. 

Der Gebäudebestand im künftigen Geltungsbereich unterliegt dem Bestandsschutz. Da die 
bislang zulässige GFZ auch nach Festsetzung des Bebauungsplans weiterhin verwirklicht 
werden kann, geht von der Planung kein Eingriff in die Eigentumsrechte bezüglich des Ma-
ßes der baulichen Nutzung aus, der gesetzliche Ansprüche nach § 39 ff. BauGB auslösen 
kann. Es tritt somit keine wesentliche Wertminderung der Grundstücke in den betroffenen 
Siedlungsbereichen ein. 

Der weit überwiegende Teil der Grundstücke ist in offener Bauweise bebaut. Die geschlos-
sene Bauweise entspricht, bis auf zwei Ausnahmen (Gardeschützenweg 109 – 113, 
Tietzenweg 51 – 55 / Viktoriastr. 6-6A), nicht den tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten. 

Nach der geltenden Rechtsprechung ist in solchen Bereichen vom Wegfall der Festsetzung 
der geschlossenen Bauweise auszugehen, wenn ein größerer, abgrenzbarer Baublock voll-
ständig offen bebaut ist und daher die geschlossene Bauweise sich an keiner Stelle dieses 
Gebiets mehr durchsetzen kann. 

Die oben genannten Ausnahmen von der offenen Bauweise sollen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i. V. mit § 1 Abs. 10 BauNVO Bestandsschutz genießen. Bei Neuerrichtung der Ge-
bäude auf den oben genannten Grundstücken ist die offene Bauweise zu berücksichtigen. 
Die künftigen Nutzungsmaße sind auch in der offenen Bauweise auf allen Grundstücken 
umsetzbar. Von der Planung geht kein Eingriff in die Eigentumsrechte bezüglich des Maßes 
der baulichen Nutzung aus, der gesetzliche Ansprüche nach § 39 ff. BauGB auslösen kann. 
Es tritt somit keine wesentliche Wertminderung der Grundstücke in den betroffenen Sied-
lungsbereichen ein. 

Auch wenn Stellplätze/Garagen und Nebenanlagen auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze durch den B-Plan 
ausgeschlossen werden, ist damit kein unzumutbarer Eingriff in das Eigentumsrecht verbun-
den. Die Eigentümer können weiterhin auf den übrigen Grundstücksflächen diese Anlagen 
errichten, Bedingung ist die Einhaltung der zulässigen GRZ. Außerdem gibt es im Land Ber-
lin keine Stellplatzpflicht mehr, es müssen also keine Stellplätze auf dem Grundstück einge-
richtet werden. Zu dem steht das städtebauliche Ziel des Schutzes der charakteristischen 
Vorgärten der Errichtung von Stellplätzen/Garagen und Nebenanlagen entgegen. Das pri-
vate Interesse, Stellplätze in diesem Bereich zu errichten, wird geringwertiger gewichtet als 
der öffentliche Belang, das Orts- und Landschaftsbild zu schützen. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Einfriedungen ab einer Höhe von 0,5 m nur 
offen und durchsichtig auszubilden und bis zu einer maximalen Höhe von 1,60 m zulässig.  

Die Beschränkung der Höhe der straßenseitigen Einfriedungen auf maximal 1,60 m begrün-
det sich aus dem Planungsziel, die bestandsorientierte offene Bauweise im Plangebiet mit 
den ortstypischen Vorgärten nach wie vor als wahrnehmbar aufrechtzuerhalten. 
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Eine undurchsichtige Grundstückseinfriedung würde die mit der offenen Bauweise beabsich-
tigte Gestaltung des Straßen-, Orts- und Landschaftsbildes stören. Eine solche Ausführung 
ist nicht mit dem beabsichtigen Planungsziel, vereinbar eine hohe Aufenthaltsqualität im 
Straßenraum mit alleeartigem Baumbestand und dem für die Grundstücke im Plangebiet 
charakteristischen Vorgartengrün zu sichern. Die generelle Durchlässigkeit soll zum einen in 
den Blockinnenbereichen die zusammenhängende Struktur der Grünflächen sichern, zum 
anderen soll somit die Luftzirkulation für die Wohnblöcke gewährleistet bleiben. 

Die Festsetzung für die gärtnerische Gestaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen 
im Vorgartenbereich dient der Durchgrünung im Plangebiet und dem Erhalt der landschaft-
lich geprägten aufgelockerten Bebauung und stellt damit keinen entschädigungspflichtigen 
Eingriff in das Eigentum dar. In Verbindung damit werden positive Auswirkungen auf den Na-
turhaushalt (Verbesserung der Durchwurzelung bzw. Durchlüftung der Böden, Erhöhung der 
Verdunstung und Sicherung ausgleichender Funktionen auf das Mikroklima), den Biotop- 
und Artenschutz (Schaffung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen) und auf das Land-
schaftsbild erzielt und die private Verwendung des Grundstücks bleibt weiterhin gewährleis-
tet. Die Pflicht, die Vorgärten gärtnerisch anzulegen, zu gestalten und zu erhalten, dient da-
zu, eine angemessene Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes zu gewährleisten und 
den Natur- und Landschaftsschutz zu fördern, insgesamt also öffentlichen Interessen. Die 
privaten Interessen z. B. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen im Vorgartenbereich zu er-
richten bzw. die Flächen zu versiegeln, werden geringer bewertet als der Erhalt des Orts- 
und Landschaftsbildes. Die Festsetzungen machen keine besonderen Aufwendungen not-
wendig, die über das bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung erforderliche Maß hinausgehen. 
Es tritt dadurch auch keine wesentliche Wertminderung der Grundstücke ein. Insoweit über-
wiegen die öffentlichen Interessen die privaten. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes wirken sich in der Innen- als auch Außenwirkung 
positiv auf den Geltungsbereich bzw. auf die nähere Umgebung aus.  

Der Erhalt der Freiflächen sowie die Einschränkung der versiegelbaren Flächen wirken sich 
auf die vorhandene Fauna und Flora positiv aus. 

Die Verwirklichung der geplanten Bebauungsplanfestsetzungen lässt nicht erwarten, dass 
sich diese negativ auf die persönlichen Lebensumstände der in dem Gebiet wohnenden und 
arbeitenden Bevölkerung auswirkt. Die Anforderungen an gesunde Lebens- und Arbeitsver-
hältnisse werden gewahrt. 

Beachtliche Auswirkungen der Bebauungsplanung, die zu nachteiligen Auswirkungen auf die 
persönlichen Lebensumstände der Betroffenen führen könnten und daher zu mildern oder zu 
vermeiden wären, sind nicht erkennbar. 

Ein entschädigungspflichtiger Eingriff in das private Eigentum wird nicht vorgenommen. Der 
Plangeber erkennt jedoch, dass sich im Einzelfall Beschränkungen der Bebaubarkeit insbe-
sondere im Hinblick auf Festsetzungen der überbaubaren Grundstücksflächen, der Bauwei-
se sowie des Erhaltungsgebiets ergeben können. Diese Beschränkungen sind jedoch in der 
Regel entschädigungslos hinzunehmen, da sie noch der Sozialbindung des Eigentums un-
terfallen. Ohne diese Beschränkungen können die städtebaulichen Ziele, die der Allgemein-
heit dienen, hier nicht verwirklicht werden. Der öffentliche Belang steht hier über den priva-
ten Belangen.  

Ein Entschädigungsanspruch bei Änderung oder Aufhebung einer bisher zulässigen Nutzung 
kommt gem. § 42 BauGB nur in Betracht, wenn dadurch eine wesentliche Wertminderung 
eintritt. Wie oben beschrieben ist jedoch die Verringerung des Nutzungsmaßes so maßvoll, 
dass, wenn überhaupt, nur eine unwesentliche Wertminderung angenommen werden könn-
te, die jedoch nicht zum Ersatz nach dieser Vorschrift verpflichtet. Zusätzlich ist im vorlie-
genden Fall § 42 Abs. 3 BauGB zu beachten. Seit der Überleitung bzw. Geltung des 
Baunutzungsplans als verbindlicher Bebauungsplan sind weit mehr als 7 Jahre verstrichen. 
Es wäre dann nur noch Entschädigung zu gewähren, wenn die verwirklichte Nutzung un-
möglich gemacht oder wesentlich erschwert wird. Dies ist vorliegend nicht der Fall. Die aus-
geübte Nutzung wird in keiner Weise berührt und auch nicht erschwert. Auch enthält der Be-
bauungsplan keine enteignenden Festsetzungen. 

Die vorstehenden Ausführungen machen deutlich, dass eine sachgerechte Abwägung der 
betroffenen, privaten und öffentlichen Belange untereinander und gegeneinander vorge-
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nommen wurde. Es wurden auch in die Abwägung die Belange eingestellt, die vorliegend 
bedeutsam waren und in die Abwägung eingestellt werden mussten. Die Bedeutung der be-
troffenen, privaten Belange wurde erkannt und gewürdigt und der Ausgleich zwischen den 
von der Planung berührten öffentlichen Belange nicht in einer Weise vorgenommen, der zur 
objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis steht. Das Abwägungsmaterial 
wurde zusammengestellt, ermittelt und festgestellt. Das Bezirksamt hat zutreffend die Be-
lange ermittelt, die für die Abwägung in Betracht kommen. Es wurden insbesondere das Ge-
bot der planerischen Konfliktbewältigung und das Gebot der Rücksichtnahme hinreichend 
beachtet. Es wurden die verschiedenen Interessen gewürdigt, abgewogen und in das richti-
ge Verhältnis gesetzt. Die verfassungsrechtlich geschützten Rechte der Eigentümer im 
Plangebiet wurden gesehen und berücksichtigt. Den öffentlichen Belangen wurde nicht von 
vornherein ein Vorrang eingeräumt.  

Weiterhin wurde in die Abwägung eingestellt, dass die Werte des Straßenverkehrslärms 
über den Orientierungswerten der DIN 18005-1 liegen. Vorliegend war das jedoch weniger 
zu beachten, da die Bestandsgebäude nicht die Möglichkeit der lärmrobusten Bebauung er-
geben. Mit dem Bebauungsplan 6-9 B soll das bestehende, gewachsene Wohngebiet nicht 
überplant werden. Der Bebauungsplan hat das Ziel, Freiflächenqualitäten zu sichern und die 
weitere Verdichtung der Blockinnenbereiche einzuschränken, sodass bezüglich der Lärm-
minderungsplanung kein Handlungsbedarf besteht. Dennoch sollten mit Hilfe des Bauge-
nehmigungsverfahrens an neuen Gebäuden geeignete Maßnahmen entstehen, die später 
die Bewohner vor dem Straßenlärm schützten.  

Auch wurden die privaten Belange untereinander und gegeneinander abgewogen und ein In-
teressenausgleich gefunden. Die Anregungen aus der öffentlichen Auslegung und der Trä-
gerbeteiligung wurden aufgenommen und behandelt. 

Ergebnis der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 

Als Ergebnis der frühzeitigen Bürgerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird festgestellt, 
dass die im Rahmen der Anhörung von den Bürgern abgegebenen schriftlichen Anregungen 
nach der Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 
gemäß § 1 Abs. 6 BauGB zu keinen Änderungen des B-Plans führen.  

Die Zielvorstellungen des B-Plans, die ortstypischen Siedlungsstrukturen zu erhalten, wer-
den überwiegend begrüßt, aber nicht in jeder Hinsicht für optimal gehalten. Einige Bürger 
äußerten sich zum Teil kritisch und teilten in ihren schriftlichen Stellungnahmen Änderungs-
vorschläge zum Bebauungsplan mit. Weiterhin wird angeregt die Bebauungstiefe auf max. 
20 m zu begrenzen und 3 Vollgeschosse bei gleichzeitiger Festlegung einer Traufhöhe von 
9-10 m generell festzusetzen, damit ein einheitliches Ortsbild entsteht. Die textliche Festset-
zung Nr. 3 sollte durch einen Zusatz so erweitert werden, das kein überlanger Baukörper 
entlang der Straße entsteht kann. Einige Grundstückseigentümer sehen sich durch die Pla-
nung benachteiligt. Durch die Freihaltung der Blockinnenbereiche (keine Hinterlandbebau-
ung ist mehr möglich) würde ein Wertverlust für ihre Grundstücke entstehen, welches ein 
enteignungsgleicher Eingriff wäre.  

Ein Bürger bemängelte die Formulierung in der Begründung unter 5.4 Zulässige Haustypen. 
Für die Allgemeinheit wäre es nicht einfach zu erkennen, dass künftige Bebauungen nicht 
mehr nach dem Einfügungsgebot gemäß § 34 BauGB zulässig sind. Aus dem Begrün-
dungstext müsste dies deutlicher hervorgehen. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass der Bebauungsplan und die Begründung zum Bebau-
ungsplan z. T. überarbeitet werden. Den Anregungen kann teilweise gefolgt werden. Der 
Wunsch nach einer 20 m Bebauungstiefe führt zu keiner unangemessen Reglementierung in 
diesem Bereich, berücksichtigt den Bestand und lässt eine Entwicklung im städtebaulich 
gewünschten Rahmen zu. Die angeregten zusätzlichen Festsetzungen -bezogen auf das 
einheitliche Ortsbild- werden im vorliegenden Bebauungsplan nicht geregelt. Für den über-
wiegenden Geltungsbereich gilt die 1991 erlassene Verordnung über die Erhaltung baulicher 
Anlagen und der städtebaulichen Eigenart des Gebietes Lichterfelde-West im Bezirk Steglitz, 
die das einheitliche Ortsbild würdigt.  
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Die Grundstücke, die im Hinterland bebaut sind, wurden in der besonderen Lage Berlins und 
der damit verbundenen Knappheit an Einfamilienhausgrundstücken bebaut. Ein Recht auf 
eine künftige Bebauung kann davon nicht abgeleitet werden. 

Der Hinweis bezogen auf die Formulierung in der Begründung unter III.3.4 Zulässige Haus-
typen wurde angenommen und führte zu einer geringfügigen erklärenden Erweiterung der 
Begründung. 

Ergebnis der frühzeitigen Behördenbeteiligung 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden nach § 2 Abs. 4 und § 4 Abs. 1 
BauGB wurden die Behörden, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden, 
mit dem Schreiben vom 07.02.2008 angehört. Dabei wurden die Behörden ausgewählt, von 
denen Beiträge zu Umweltaspekten und wesentliche Hinweise zum Plangebiet erwartet wur-
den. Der Fachbereich Naturschutz- und Grünflächen äußerte sich schriftlich zur Planung. 
Von Tief erfolgte keine Rückäußerung. Das Umweltamt gab eine detaillierte Stellungnahme 
zu der Planung ab. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Begründung zum Bebauungsplan bezogen auf die 
Stellungnahme vom Umweltamt Steglitz-Zehlendorf ergänzt wurde. Die Belange des vorsor-
genden Bodenschutzes und des Schutzgutes Wassers wurden ausführlich in die Begrün-
dung eingearbeitet. Die Lärmproblematik für den Gardeschützenweg, die Augustastraße und 
den Viktoriaplatz wurde neu unter der Rubrik Lärm betrachtet. Die ermittelten Werte der 
Strategischen Lärmkarte wurden für die v. g. Straßen in die Begründung zum Bebauungs-
plan übernommen. Weiterhin wurde auf das Konzept der Lärmminderungsplanung für den 
Bezirk Steglitz-Zehlendorf in der Begründung hingewiesen. Unter Punkt II.2.1 Schutzgut 
Menschen und Gesundheit, Bevölkerung - Altlasten wurde entsprechend der Stellungnahme 
des Umweltamtes auf bodenverunreinigte Flächen hingewiesen und wie mit dieser Erkennt-
nis im weiteren Verfahren umzugehen ist. 

In der schriftlich abgegebenen Stellungnahme von der Unteren Naturschutzbehörde wurden 
keine Einwände geltend gemacht. In dem Schreiben wurde ausdrücklich die Intension des 
Bebauungsplanes, den Gebietscharakter Lichterfelde West zu sichern, begrüßt, da der Er-
halt dieser Siedlungsstrukturen maßgeblich zur Sicherung der typischen Freiräume und de-
ren naturschutzrelevanten Qualitäten beiträgt und somit den Zielvorgaben des Landschafts-
programms für den sogenannten Parkbaumsiedlungsbereich entspricht. 

Ergebnis der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange werden mit Schreiben Stapl 32 vom 
28.07.2008 um eine Stellungnahme im Rahmen Ihrer Zuständigkeit gebeten. Innerhalb der 
Frist eines Monats haben 21 Träger schriftlich geantwortet.  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass keine Einwände gegen den Bebauungsplan vorgebracht 
wurden. Das Umweltamt wies mit Schreiben vom 29.08.2009 nochmals auf die „Nachhaltig-
keitsziele“ des Bezirks Steglitz-Zehlendorf hin, die in der Begründung nicht ausreichend Be-
rücksichtigung gefunden haben. Unter IV.4 Auswirkungen des Bebauungsplans „Nachhaltig-
keitsziele des Bezirks Steglitz-Zehlendorf“ wird die Aufzählung durch den Hinweis „nachhal-
tige Stadtentwicklung“ erweitert und ergänzend dazu ausgeführt. Weiterhin wurden vom 
Umweltamt und vom Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht Hinweise zur Berichtigung 
der Begründung zum Bebauungsplan gegeben. In der Begründung zur öffentlichen Ausle-
gung wurden daraufhin folgende Änderungen vorgenommen. 

a) unter der ehemaligen Ziffer 3.4.1 (jetzt II.2.1.) Schutzgut Menschen und Gesundheit, Be-
völkerung wird der letzte Satz unter „Altlasten“ auf Seite 14 der Begründung gestrichen und 

b) unter der ehemaligen Ziffer 3.4.3 (jetzt II.2.3.) Schutzgut Boden wird in der Begründung 
der Hinweis „Parabraunerden und Sandkeilbraunerden“ eingefügt. 

Die Grundzüge der Planung werden durch die Änderungen in der Begründung nicht berührt. 

Ergebnis der öffentlichen Auslegung 

Bei der Auswertung der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird festge-
stellt, dass die im Rahmen der Anhörung von den Bürgern eine abgegebene schriftliche An-
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regung nach der Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und un-
tereinander gemäß § 1 Abs. 6 BauGB zu keiner Änderung des B-Plans führt.  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass keine Einwände gegen den Bebauungsplan vorgebracht 
wurden. Die Zielvorstellungen des B-Plans, u. a. die ortstypischen Siedlungsstrukturen zu 
erhalten, werden begrüßt. Ein Bürger äußerte sich kritisch zu der Baukörperausweisung im 
Hinterland. In der schriftlichen Stellungnahme teilte dieser mit, dass durch das enge Umfah-
ren der Baukörper mit Baugrenzen das Grundstück in der Bebaubarkeit stark eingeschränkt 
wird, wobei die städtebauliche Begründung nachvollzogen werden kann.  

Das Bezirksamt nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Nach bisherigem Planungsrecht (BNP 1960 i. V. m. BauO Bln 58 und den förmlich festge-
stellten Straßen- und Baufluchtlinien weist das Gebiet als allgemeines Wohngebiet eine 
Baustufe II/3 mit der Zahl an Vollgeschossen (Z)=2) aus. 

Gemäß der allgemeinen Liegenschaftskarte (ALK) ist im Bestand die Zahl der Vollgeschosse 
des Gebäudes Augustastraße 15c: Z=1 (plus Dach).  

Künftig soll die Zahl der Vollgeschosse für das Grundstück ebenfalls Z=1 plus Dach sein. 
Somit bleibt die vorhandene Geschossigkeit von einem Vollgeschoss plus Dach bestehen. 
Eine II-Geschossigkeit mit ausgebautem Dach hingegen, wie vom Einwender gewünscht, 
findet sich nicht im für Vergleiche heranzuziehenden Blockinnenbereich; die angesproche-
nen Würfelbauten haben bei II-Geschossen alle kein ausgebautes Dach. Das Gebäude Au-
gustastraße 15c hat eine wesentlich größere Grundfläche als die genannte Nachbarbebau-
ung. Deren Maßstäblichkeit kann daher städtebaulich nicht herangezogen werden. Auch die 
benachbarte offene Blockrandbebauung kann hier für den Blockinnenbereich nicht als Ver-
gleich herangezogen werden. 

Wesentliche planerische Ziele sind die Sicherung des erhaltenswerten Gebietscharakters 
von „Lichterfelde West“ als Bestandteil der von Carstenn als Vorort geplanten Villen- und 
Landhaussiedlung „Groß-Lichterfelde“ und hier insbesondere der ortstypischen offenen Be-
bauungsstruktur sowie der Aus-schluss weiterer Bebauungen im Blockinnenbereich. 

Grundsätzlich sollen die Blockinnenbereiche, dem historischen Orts- und Landschaftsbild 
entsprechend, freigehalten werden und überhaupt nicht bebaut werden. Eine Rückführung 
auf die städtebaulich gewünschte Freihaltung des Blockinnenbereichs ist jedoch im betroffe-
nen Baublock des Grundstücks Augustastraße 15c auf Grund der dort tatsächlich vorhande-
nen Hinterlandbebauung und der geschaffenen Eigentumsverhältnisse nicht mehr möglich 
und durchführbar. Das öffentliche Interesse an der Freihaltung soll daher zugunsten der pri-
vaten Belange soweit zurückgestellt werden, dass für die betroffenen Grundstücke im Blo-
ckinnenbereich (u.a. auch Augustastraße 15c) auch langfristig eine Bebauung möglich 
bleibt. Um aber zumindest die weitere Verdichtung im Blockinnenbereich zu verhindern, wird 
auch hier wie in den anderen Baublöcken eine hintere Bautiefe von 20 m (hinter der stra-
ßenseitigen Baugrenze) festgesetzt. Die vorhandene Hinterlandbebauung wird hingegen 
durch eine Baukörperfestsetzung in Verbindung mit einer I-Geschossigkeit geregelt. Dies 
wird als vertretbares Maß angesehen, um im Rahmen einer Interessensabwägung den Frei-
raumzusammenhang des Blockinnenbereichs und zugleich die etablierten Nutzungsoptionen 
der Grundstückseigentümer zu bewahren. Die vorhandenen II-geschossigen Gebäude (ohne 
Dachausbau) genießen Bestandsschutz, so dass dort die neue Geschossigkeit nur bei Neu-
bauten zum Tragen kommt.  

In diesem Fall bleibt ein Dachausbau, der kein Vollgeschoss ist, weiterhin möglich, was ge-
genüber dem Bestand nur eine geringfügig veränderte Nutzbarkeit bedeutet. 

Zusätzlich zu der Beteiligung des Bürgers äußerten sich, auf Mitteilung über die öffentliche 
Auslegung hin, drei Träger öffentlicher Belange. Die NBB Berlin-Brandenburg wies auf die 
vorhandenen Versorgungsleitungen hin. Diese Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und finden prinzipiell erst im Rahmen der Durchführung späterer konkreter Bauvorhaben Be-
rücksichtigung.  

Die zweite Stellungnahme kam von dem IT-Dienstleistungszentrum, welches lediglich da-
raufhin wies, dass die vorhandenen Kabelkanalanlagen des IT-Dienstleistungszentrums Ber-
lin von der textlichen Festsetzung Punkt 5 nicht betroffen ist. Im weiteren Verfahren des Be-
bauungsplans 6-9 B ist somit keine Auswirkung zu erwarten.  



 -43 [48]- 

In der dritten Stellungnahme wies das Umwelt- und Naturschutzamt, FB Umwelt darauf hin, 
dass in der Begründung die aktuellen Belange zum Thema Klimaschutz (Verabschiedung 
des StEP Klima), die Weiterentwicklung der bezirklichen Nachhaltigkeitsziele (BA-Beschluss 
vom 10.02.2015) sowie zur Lärmminderungsplanung (Senatsbeschluss vom 06.01.2015 
zum Lärmaktionsplan Berlin 2013-2018 sowie Aktualisierung der strategischen Lärmkarten 
(Ausgabe 2013)) anzupassen sind. Diese Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
hinsichtlich der drei relevanten Sachverhalte aktualisiert. 

IV. AUSWIRKUNGEN DES BEBAUUNGSPLANS 

1. Auswirkungen auf die Umwelt 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes wirken sich in der Innen- als auch Außenwirkung 
positiv auf den Geltungsbereich bzw. auf die nähere Umgebung aus.  

Der Erhalt der Freiflächen sowie die Einschränkung der versiegelbaren Flächen wirken sich 
auf die vorhandene Fauna und Flora positiv aus. 

2. Auswirkungen auf die Wohnbedürfnisse und Arbeitsstätten 

Die Verwirklichung der geplanten Bebauungsplanfestsetzungen lässt nicht erwarten, dass 
sich diese negativ auf die persönlichen Lebensumstände der in dem Gebiet wohnenden und 
arbeitenden Bevölkerung auswirkt. Die Anforderungen an gesunde Lebens- und Arbeitsver-
hältnisse werden gewahrt. 

3. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanz- bzw. Investitionsplanung 

Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

Bei der Durchführung der Festsetzungen des Bebauungsplans entstehen voraussichtlich 
keine Kosten. Im Plangebiet sind bodenordnende Maßnahmen nicht erforderlich. Beachtli-
che Auswirkungen der Bebauungsplanung, die zu nachteiligen Auswirkungen auf die per-
sönlichen Lebensumstände der Betroffenen führen könnten und daher zu mildern oder zu 
vermeiden wären, sind nicht erkennbar. 

Ein entschädigungspflichtiger Eingriff in das private Eigentum wird nicht vorgenommen. Der 
Plangeber erkennt jedoch, dass sich im Einzelfall Beschränkungen der Bebaubarkeit insbe-
sondere im Hinblick auf Festsetzungen der überbaubaren Grundstücksflächen, der Bauwei-
se sowie des Erhaltungsgebiets ergeben können. Diese Beschränkungen sind jedoch in der 
Regel entschädigungslos hinzunehmen, da sie noch der Sozialbindung des Eigentums un-
terfallen. Ohne diese Beschränkungen können die städtebaulichen Ziele, die der Allgemein-
heit dienen, hier nicht verwirklicht werden. 

Ein Entschädigungsanspruch bei Änderung oder Aufhebung einer bisher zulässigen Nutzung 
kommt gem. § 42 BauGB nur in Betracht, wenn dadurch eine wesentliche Wertminderung 
eintritt. Wie oben beschrieben ist jedoch die Verringerung des Nutzungsmaßes so maßvoll, 
dass, wenn überhaupt, nur eine unwesentliche Wertminderung angenommen werden könn-
te, die jedoch nicht zum Ersatz nach dieser Vorschrift verpflichtet. Zusätzlich ist im vorlie-
genden Fall § 42 Abs. 3 BauGB zu beachten. Seit der Überleitung bzw. Geltung des 
Baunutzungsplans als verbindlicher Bebauungsplan sind weit mehr als 7 Jahre verstrichen. 
Es wäre dann nur noch Entschädigung zu gewähren, wenn die verwirklichte Nutzung un-
möglich gemacht oder wesentlich erschwert wird. Dies ist vorliegend nicht der Fall. Die aus-
geübte Nutzung wird in keiner Weise berührt und auch nicht erschwert. Auch enthält der Be-
bauungsplan keine enteignenden Festsetzungen. 

Fragen der Entschädigung, die sich im Hinblick auf die Änderung der zulässigen Nutzung 
dennoch ergeben könnten, sind nicht abschließend im Bebauungsplanverfahren zu klären. 
Sie müssen gegebenenfalls in gesonderten Entschädigungsfeststellungsverfahren beantwor-
tet werden. 
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Der Plangeber geht aber davon aus, dass mit berechtigten Entschädigungsansprüchen von 
Grundstückseigentümern nicht zu rechnen ist. 

Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

Keine 

4. Nachhaltigkeitsziele des Bezirks Steglitz-Zehlendorf 

Mit dem Beschluss Nr. 943 der BVV des Bezirks Steglitz-Zehlendorf vom 21.09.2005 bzw. 
dem Folgebeschluss des Bezirksamtes vom 08.04.2008 wurde das Bezirksamt ersucht, bei 
allen Beschlüssen die Auswirkung auf eine nachhaltige Entwicklung zu überprüfen und 
Nachhaltigkeitsziele für jede Abteilung zu formulieren. Die Abteilung Bauen, Stadtplanung 
und Naturschutz sowie die Abteilung Jugend, Gesundheit und Umwelt des Bezirksamts ha-
ben sich bereits 2004 darauf verständigt, u. a. folgende für die Bauleitplanung relevante 
Nachhaltigkeitsziele zu verfolgen: 

a) Verdreifachung des Fahrradverkehrs im Bezirk 1990 bis 2020, 

b) Nachhaltige Stadtentwicklung 

Das BA Steglitz-Zehlendorf hat mit BA Beschluss vom 08.04.2008 die Endfassung der 
Nachhaltigkeitsziele für den Bezirk Steglitz-Zehlendorf 2100 beschlossen. Alle zwei Jahre 
soll über den erreichten Zwischenstand berichtet werden. Eine Fortschreibung ist jeweils zu 
Beginn jeder Legislaturperiode vorgesehen. 

Zu a) In den Nachhaltigkeitszielen werden gezielt seit 2011 bezirkliche Mittel für den Ausbau 
der Radinfrastruktur eingesetzt, um die bessere Erreichbarkeit der bezirklichen Subzentren 
zu gewährleisten. Der Bebauungsplan 6-9 B sichert den Bestand der Straßenverkehrsflä-
chen. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzung (textli-
che Festsetzung Nr. 5). Ein Bebauungsplan hält im Wesentlichen nur die Flächen für Ver-
kehrsanlagen von anderen Nutzungen frei, daher können im Bebauungsplan explizit Radrou-
ten auf Verkehrsflächen nicht festgesetzt werden. 

Zu b) Der Bebauungsplan 6-9 B unterstützt in seiner Zielsetzung, im Wesentlichen die unter 
dem Handlungsfeld „Nachhaltige Stadtentwicklung“ genannten Vorgaben. Durch die Fest-
setzung des generellen Bebauungsplans 6-9 B soll der Blockinnenbereich vor Bebauung ge-
schützt bzw. eingeschränkt werden, so dass zusammenhängende Grünflächen entstehen. 
Durch die Einführung der offenen Bauweise in dem Plangebiet entstehen im Umfeld bessere 
klimatische Verhältnisse und eine gute Durchlüftung zwischen den Gebäuden und Gärten.  

Der Bebauungsplan 6-9 B unterstützt in seiner Zielsetzung, im Wesentlichen die unter dem 
Handlungsfeld zukunftsgerechten „Nachhaltigen Stadtentwicklung“ genannten Vorgaben. 
Am 10.02.2015 beschloss das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf die Weiterentwicklung seines 
Zukunftsprogramm „Steglitz-Zehlendorf 2100 - Nachhaltigkeitsziele für den Bezirk“.  
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V. VERFAHREN 

Senatsinformation 

Anlässlich der Mitteilung über die bezirkliche Planungsabsicht gemäß § 5 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs (AG BauGB) hat die zuständige Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung (SenStadt) keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
geäußert. Das Bebauungsplanverfahren soll nach Auffassung von SenStadt nach § 6 AG 
BauGB durchgeführt werden. 

Die zeitgleich mit Schreiben vom 01. August 2003 informierte und gemäß Artikel 13 Abs. 2 
des Landesplanungsvertrags beteiligte Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg 
teilte mit, dass sich das Plangebiet im Siedlungsbereich des Gemeinsamen Landesentwick-
lungsplanes für den engeren Verflechtungsraum Berlin-Brandenburg (LEP eV) vom 02. März 
1998 (GVBl. S. 38) befindet. Der Entwurf des Bebauungsplanes unterstützt § 30 Landesent-
wicklungsprogramm. 

Einleitungsbeschluss Bezirksamt und Bekanntmachung Amtsblatt 

Der Einleitungsbeschluss zum Bebauungsplanverfahren 6-9 B erfolgte durch das Bezirksamt 
Steglitz-Zehlendorf am 13. Januar 2004. 

Der Beschluss über die Einleitung des Bebauungsplanes wurde im Amtsblatt für Berlin Nr. 5 
vom 06.02.2004, S. 449 bekannt gemacht. 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung wurde in der Zeit vom 16.08.2004 bis einschließlich 
17.09.2004 durchgeführt. Insgesamt haben sich 2 interessierte Bürger in die Besucherliste 
eingetragen. Es trugen insgesamt 9 Bürger ihre Anregungen schriftlich vor.  

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 1 BauGB 

Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs.1 BauGB wurden mit 
Schreiben Stapl 32 vom 07.02.2008 die Ämter NG, Tief und Um beteiligt. Vom NG wurden 
mit Schreiben NG 101 vom 04.03.2008 keine Hinweise oder Einwände geltend gemacht. 
Von Tief erfolgte keine Rückäußerung. Um äußerte sich mit Schreiben vom 12.03.2008 de-
tailliert zu der Planung. 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben Stapl 32 vom 
28.07.2008 um eine Stellungnahme im Rahmen Ihrer Zuständigkeit gebeten. Innerhalb der 
Frist eines Monats haben 21 Träger schriftlich geantwortet. Es wurden keine Einwände ge-
gen den Bebauungsplan vorgebracht. Das Umweltamt und der Fachbereich Bau- und Woh-
nungswesen haben Hinweise zur Überarbeitung und Ergänzung der Begründung zum Be-
bauungsplan mitgeteilt, die aber nur Hinweischarakter haben und die Grundzüge der Pla-
nung nicht berühren. 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde in der Zeit vom 13.04.2015 bis zum 15.05.2015 
(Dauer 1 Monat) durchgeführt. Die Mitteilung zur öffentlichen Auslegung erfolgte im Amts-
blatt (ABl. Nr. 13 / 02.04.2015, S. 519). Ergänzend zur öffentlichen Auslegung wurden der 
Planentwurf und die Begründung während der Auslegungsfrist auch über die Internetpräsenz 
des Bezirksamtes zum Herunterladen zur Verfügung gestellt. Die Behörden und Träger öf-
fentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 26.03.2015 von der öffentlichen Auslegung 
benachrichtigt und es wurde ihnen erneut Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Insge-
samt haben sich 2 interessierte Bürger in die Besucherliste eingetragen. Es trug eine Bürge-
rin ihre Anregungen schriftlich vor. Innerhalb der Frist eines Monats haben 3 Träger erneut 
schriftlich geantwortet. Es wurden keine Einwände gegen den Bebauungsplan vorgebracht. 
Das Umweltamt hat Hinweise zur Überarbeitung und Ergänzung der Begründung zum Be-
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bauungsplan mitgeteilt, die aber nur Hinweischarakter haben und die Grundzüge der Pla-
nung nicht berühren. 

BA-Beschluss über das Ergebnis der Abwägung sowie Unterbreitung der Beschlussfassung 
an die BVV  

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin hat in seiner Sitzung am 08.11.2016 das Er-
gebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung sowie der erneuten Beteiligung der betroffenen Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen (BA-Beschluss-Nr. 1065/2016 
SozStadt). Der Beschluss wurde der BVV zur Kenntnisnahme unterbreitet. 

Beschluss Bebauungsplan BVV  

Die Bezirksverordnetenversammlung Steglitz-Zehlendorf hat den Bebauungsplan gemäß § 6 
Abs. 3 AGBauGB und § 12 Abs. 2 Bezirksverwaltungsgesetz in ihrer Sitzung am 08.02.2017 
(BVV-Beschluss-Nr. 30/V) beschlossen. 

Festsetzung  

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf hat den Bebauungsplan 6 – 9 B durch Rechtsverord-
nung vom 09. Februar 2017 (BA-Beschluss-Nr. 36/2017 BzBm) festgesetzt. Der Beschluss 
wurde der BVV zur Kenntnisnahme unterbreitet. 

Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt  

Die Rechtsverordnung wurde im Gesetz- und Verordnungsblatt 73. Jahrgang Nr. 5 am  
17. Februar 2017 auf Seite 216 verkündet. Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkün-
dung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
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Anlage 

 

Textliche Festsetzungen 

1. In den Baugebieten sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

2. Die Baugrundstücke sind zwischen den Baugrenzen in voller Tiefe überbaubar. Ist keine 
rückwärtige Baugrenze festgesetzt, sind die Baugrundstücke hinter der straßenseitigen 
Baugrenze bis zur rückwärtigen Grundstücksgrenze überbaubar. Als zulässige Grundflä-
che wird für die Grundstücke Tietzenweg 30, Memlingstraße 7 C, Kyllmannstraße 1 C 
sowie Augustastraße 15 B – 15 E, 30 A, 30 B die im zeichnerischen Teil festgesetzte 
überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt. 

3. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Einfriedungen ab einer Höhe von 0,5 m 
nur offen und durchsichtig auszubilden. Auf den nichtüberbaubaren Grundstücksflächen 
zwischen Straßenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze sind Einfriedungen bis zu 
einer maximalen Höhe von 1,60 m zulässig. 

Die Ausnahme von der Gestaltungsregelung kann zugelassen werden, wenn das Orts- 
und Landschaftsbild dadurch nicht negativ beeinträchtigt wird. 

4. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind innerhalb der nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze Stellplätze 
und Garagen im Sinne des § 12 Baunutzungsverordnung sowie untergeordnete Neben-
anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 Baunutzungsverordnung unzuläs-
sig. Auf dem Grundstück Augustastraße 30 sind, gemessen ab der Straßenbegrenzungs-
linie, Stellplätze und Garagen im Sinne des § 12 Baunutzungsverordnung sowie unter-
geordnete Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 Baunutzungsver-
ordnung in einer Tiefe von 7,50 m unzulässig. Ausgenommen von der Regelung sind 
Einfriedungen.  

Diese Flächen sind gärtnerisch anzulegen, zu bepflanzen und zu unterhalten, ausge-
nommen davon sind Wege und Zufahrten. Die Bepflanzungen sind zu erhalten. 

5. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzung. 

6. Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans treten mit Ausnahme der Art der baulichen 
Nutzung sowie der Verordnung über die Erhaltung baulicher Anlagen und der städtebau-
lichen Eigenart des Gebietes „Lichterfelde-West“ im Bezirk Steglitz von Berlin (GVBl. Nr. 
49 S. 255-257 vom 19. November 1991) alle anderen bisherigen Festsetzungen und 
baurechtlichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der im § 9 Abs. 1 des Bauge-
setzbuches bezeichneten Art enthalten, außer Kraft. 

 

Hinweis:  

Alle Grundstücke, ausgenommen Gardeschützenweg 103 – 113, Tietzenweg 30 sowie 
Viktoriastraße 1 – 1 A, 16 – 17, unterliegen der Verordnung über die Erhaltung baulicher 
Anlagen und der städtebaulichen Eigenart des Gebietes „Lichterfelde-West“ im Bezirk 
Steglitz von Berlin (GVBl. Nr. 49 S. 255-257 vom 19. November 1991). 

 

 


